
Im zarten Alter von 17 Jahren
wurde ein Jugendlicher namens
Gary Graham einer schreckli-
chen Realität ausgesetzt. Der
Staat Texas und der Bezirks-
staatsanwalt von Harris sahen in
ihm ein weiteres entbehrliches
schwarzes Leben; einen schwarzer Jugendli-
chen, an die Todesmaschinerie zu verfüttern. In

einem Mordfall, in dem
weder Fingerabdrücke
noch ballistische Spuren
noch andere verwertbare
Schuldnachweise eine
Rolle spielten, droht
Gary Graham die lega-

le Ermordung.
Über die Hälfte seines Lebens wuchs Gary Gra-
ham in der Hölle und Härte der Todeszellen von
Texas heran … Wenn es ein Verbrechen gibt,
weswegen das blutige Texas seinen Tod will,
dann besteht es darin: Es ist ein Verbrechen in
einer rassistischen Nation als schwarzer Ju-
gendlicher ein Bewusstsein zu haben und in po-
litischen und kollektiven Begriffen zu denken …
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USA-BRD-SCHLUSSSTRICH. Die
deutsche Wirtschaft hat ihr Interesse in
den Verhandlungen zur Entschädigung
ehemaliger NS-Zwangsarbeiter weitge-
hend durchgesetzt: Das US-Justizmini-
sterium wird,sollten Kläger künftig US-
Gerichte  anrufen, die Abweisung der
Klage empfehlen und sich dabei aus-
drücklich auf den Willen des US-Präsi-
denten berufen und herausstellen, dass
die Verjährung, das „internationale
Prinzip der Höflichkeit gegenüber einem

anderen Staat bei der Anwendung eigener
Gesetze“ und andere Hindernisse gegen
einen Erfolg sprächen. Außerdem wurde
die Abmachung bekräftigt, dass die deut-
sche Wirtschaft erst dann zu Zahlungen
verpflichtet sei,wenn die jetzt vor US-Ge-
richten anhängigen Klagen zusammenge-
führt und einvernehmlich zurückgezogen
würden.Damit wird ein Präzedenzfall ge-
schaffen und mögliche künftige Klagen
mit einem starken Kostenrisiko behaftet.
Damit hat die deutsche Wirtschaft zwar
letztlich einen „Schlussstrich“ erhalten,
die Opfer des Faschismus allerdings noch
lange kein Geld. Hier sind immer noch
Fragen offen, vor allem die Höhe der Ent-
schädigung für die Gruppe der in den Ver-
handlungen nichtvertretenen Opfer in
verschiedenen Ländern v.a. Osteuropas.

ZUM TOD DER 58 ASYLBEWERBER/
INNEN im britischen Fährhafen Dover
erklärt die Stellvertretende Fraktionsvor-
sitzende der KVEL/NGL, Dr. Sylvia-
Yvonne Kaufmann: Der Tod der 58 Flücht-
linge in Dover muss endlich Anlass sein
für eine Änderung der EU-Abschottungs-
politik, die Flüchtlinge dazu zwingt, im-
mer höhere Risiken für Leib und Leben
einzugehen,um vor politischer Verfolgung
oder sozialer Not zu fliehen. Europa muss
offen sein für Menschen in Not, die ihre
Heimatländer verlassen. Es ist heuchle-
risch, wenn die Regierungen den Tod von
Flüchtlingen an den EU-Außengrenzen
beklagen, aber gleichzeitig durch ihre ri-
gide Asyl- und Flüchtlingspolitik quasi
Menschenhandel befördern und Flucht-
helfern und „Schlepperbanden“ profita-
ble „Geschäfte“ sichern. Handeln ist jetzt
gefragt, damit sich Tragödien wie in Do-
ver nicht wiederholen. 1. Es muss eine
Rückkehr zu den internationalen Stan-
dards des Flüchtlingsrechts geben und ei-
ne uneingeschränkte Geltung der Genfer
Flüchtlingskonvention und der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention durch-
gesetzt werden. 2.Verfolgung durch nicht-
staatliche Akteure muss ein Asylgrund
werden. 3. Der Schutz für besonders ge-
fährdete Flüchtlingsgruppen wie Frauen,
Kinder, Deserteure und Folteropfer muss
intensiviert werden. 4. Die rechtliche
Gleichstellung von Flüchtlingen, Mi-
grant/innen und EU-Bürger/innen muss
endlich gewährleistet werden.

EXPORTFÖRDERUNG. Bei einem
„Spitzengespräch“ von 24 deutschen
Konzernen bei Wirtschaftsminister Mül-

ler, an dem zeitweise auch der russische
Präsident Putin teilnahm, ging es vorran-
gig um deutsche Wirtschaftsinteressen in
Russland. 1999 war der deutsch-russische
Handel um über 11% auf 26,2 Mrd. DM
geschrumpft, wobei die deutschen Expor-
te nach Russland sogar um 32 Prozent re-
gelrecht eingebrochen waren. Ursache
dafür ist die Einschränkung der Hermes-
Bürgschaften für Exporte nach Russland
seit 1998 – die Bundesregierung will Bürg-
schaften erst wieder übernehmen, wenn
Russland ausstehende Schulden von 650
Mio. DM beglichen hat. Da Russland dies
im Vorfeld des Putin-Besuchs ankündigte,
verlangt die deutsche Wirtschaft die Frei-
gabe von Hermes-Bürgschaften zur Absi-
cherung ihrer Exporte. Gerade jetzt, wo
die Konjunktur in  Russland so anziehe,
will man dabei sein. Ein weiterer Punkt
deutsch-russischer Gespräche war die
Rechtssicherheit für Unternehmen, die
Kapital nach Russland exportieren.

BEGEHRLICHKEITEN. Das Defizit der
Krankenkassen ist im 1. Quartal 2000 von
2,2 Mrd. DM (Vorjahreszeitraum) auf 1,7
Mrd. DM gesunken, Ergebnis teils der
Kürzungsmaßnahmen, teils der Sozial-
beiträge für 630-DM-Jobs, die den Kran-
kenkassen 530 Mio. DM an Mehreinnah-
men bescherten. Die Senkung des Defizits
weckt jedoch die Begehrlichkeit von Fi-
nanzminister Eichel. Ließe sich nicht der
Haushalt weiter auf Kosten der Siche-
rungssysteme sanieren? Prompt kündig-
ten er und Arbeitsminister Riester die
Kürzung der Kassenbeiträge für Arbeits-
losenhilfe-Empfänger an. Basis für die
aus öffentlichen Mitteln gezahlten Beiträ-
ge sollen nicht mehr, wie bisher, 80% des
letzten Gehalts sein, sondern die tatsäch-
liche Höhe der Arbeitslosenhilfe. Das
würde die Kassen im nächsten Jahr ca. 2,5
bis 3 Mrd. DM kosten und ebenso Druck
in Richtung Senkung der Ausgaben wie
Steigerung der Beiträge machen.

HIN UND ZURÜCK. Entsprechend einer
Forderung des Grünen-Länderrats hatte
die Grünen-Fraktion einen Antrag ausge-
arbeitet, demzufolge Auslandseinsätze
der Bundeswehr zukünftig einer 2/3-
Mehrheit des Parlaments bedürften. Auf
Betreiben Angelika Beers wurde der Ent-
wurf überarbeitet und die Verschärfung
zurückgenommen: Man dürfe sich bei Ab-
stimmungen über Auslandseinsätze nicht
von der CDU/CSU abhängig machen.Wie
weit will die Fraktion noch sinken?

WAS KOMMT DEMNÄCHST? Am 29.6.
gibt die Regierung eine Erklärung zu den
Ergebnissen des Europäischen Rats in Fei-
ra ab; im weiteren Verlauf werden ein
CDU- sowie ein SPD-Antrag zur „Ost-
seekooperation“ behandelt, dann stehen
u.a. die Pflegeversicherung, Bildung und
sozialer Wohnungsbau auf der TO. Am 30.
geht es u.a. um das Römische Statut des
Internationalen Strafgerichtshofes und
entsprechende GG-Änderungen.
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Von Dr. Dietmar Müller 

Der Rentenreformentwurf von Arbeits-
minister Riester, dem bereits die Koaliti-
onsarbeitsgruppe zustimmte, bedeutet
nicht mehr und nicht weniger als ein
Strukturbruch der gesetzlichen Renten-
versicherung.

Der vermeintlich alternativlose Spar-
zwang führt in diesem Konzept nicht nur
zu höheren Versicherungsbeiträgen der
Arbeitnehmer, sondern darüber hinaus
zu einer massiven Rentenkürzung.
Außerdem wird das Prinzip der paritäti-
schen Finanzierung - je die Hälfte der
Beitragslast tragen Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer - ausgehebelt. Es kommt
durch die faktische Pflicht einer Zusatz-
versorgung zu einer einseitigen Mehrbe-
lastung der ArbeitnehmerInnen bis zum
Jahr 2008 um 4%, dagegen soll der Ar-
beitgeberbeitrag langfristig stabil blei-
ben.

Das Rentenniveau einer Standardren-
te (orientiert an 45 Beitragsjahren mit
durchschnittlichem Einkommen) fällt
bis zum Jahr 2030 auf 63%, im Jahr 2040
auf 58% und bis 2050 gar auf 54%. Da
diese Standardrente bereits 50% der
Männer und 95% der Frauen nicht errei-
chen,ist bereits mittelfristig mit einer ve-
hementen Zunahme von Altersarmut zu

rechnen. Damit gerät die gesetzliche
Rente bereits bei Durchschnittsverdie-
nern in die Nähe des Sozialhilfeniveaus.
ArbeitnehmerInnen, die aber nur ein un-
terdurchschnittliches Einkommen erzie-
len bzw. längere Zeit arbeitslos waren,
können nur noch mit einer Rente rech-
nen,die unter der Sozialhilfegrenze liegt.

Wie kommt es aber zu dieser massiven
Rentenkürzung? Dies liegt vor allem dar-
an, dass das Riestersche Konzept einen
sogenannten Ausgleichsfaktor vorsieht,

der sich im Laufe der Jahre immer stär-
ker, d.h. absenkend auf die gesetzliche
Rente auswirkt. Man geht einfach davon
aus, je jünger ein Versicherter ist, um so
länger hat er die Möglichkeit, eine zu-
sätzliche private Vorsorge aufzubauen.
Zum einen soll aber die Finanzierung der
Zusatzvorsorge allein den Arbeitneh-
mern aufgebürdet werden, zum anderen
wird die Hälfte des somit erreichbaren
zusätzlichen Versorgungsanspruchs von
der gesetzlichen Rente abgezogen, so

„Reformer“ …

1. SPD und Bündnis 90/DIE GRÜNEN,
30. Mai 2000, Koalitionsarbeitsgruppe

GGeesseettzzlliicchhee RReenntteennvveerrssiicchheerruunngg uunndd kkaappii-
ttaallggeeddeecckkttee ZZuussaattzzvvoorrssoorrggee:: DDeerr WWeegg iinn eeii-
nnee ssiicchheerree ZZuukkuunnfftt
Wir schaffen eine Brücke zwischen den
Generationen.
… Erster Pfeiler dieser Brücke ist der Auf-
bau einer kapitalgedeckten Altersvorsor-
ge, die staatlich breit gefördert wird und
mit der der Beitrag zur umlagefinanzier-
ten Rentenversicherung gesenkt und
langfristig stabilisiert wird. Der Aufbau
der kapitalgedeckten Altersvorsorge soll
schrittweise ab 2001 mit Beträgen in Höhe
von 0,5 % bis auf 4 % des Bruttolohns im
Jahre 2008 erfolgen …

Der zweite Pfeiler der Brücke der Ge-
nerationen wird über den Ausgleichsfak-
tor in der neuen Rentenformel geschaffen.
Dieser Ausgleichsfaktor berücksichtigt
bei der erstmaligen Rentenfestsetzung
den erforderlichen und für die künftigen
Rentner auch möglichen Aufbau einer zu-
sätzlichen kapitalgedeckten Altersvor-
sorge. Die Höhe des Ausgleichsfaktors ist
abhängig von der Zahl der Jahre, in de-

nen bis zum Rentenbeginn eine kapital-
gedeckte Altersvorsorge aufgebaut wer-
den kann. Dabei bleiben Zeiten, in denen
eine Kapitalvorsorge nicht zugemutet
werden kann (z.B. Arbeitslosigkeit,
Erwerbsunfähigkeit) außer Betracht. Da-
mit wird der Ausgleichsfaktor zugleich
sozial ausgestaltet. …

Der Ausgleichsfaktor ist darüber hin-
aus so zu bemessen, dass ein Anreiz zu
privater Eigenvorsorge verbleibt. Des-
halb soll nur die Hälfte der zu errei-
chenden zusätzlichen Vorsorge in den
Ausgleichsfaktor einfließen.
2.Wir machen die zusätzliche kapitalge-
deckte Altersvorsorge finanzierbar.
Zur Entlastung von Arbeitnehmern mit
unterdurchschnittlichem und mittlerem
Einkommen wird der von 0,5 % auf 4 %
aufwachsende Aufbau der zusätzlichen
Altersvorsorge in parallelen Schritten
gefördert. Das Vermögensbildungsgesetz
wird zu diesem Zweck um eine Förde-
rung der Altersvorsorge erweitert.

Arbeiter und Angestellte mit einem zu
versteuernden Einkommen bis 35.000/
70.000 DM/jährlich (alleinstehend/ver-
heiratet) sowie Lohnersatzleistungsbe-
zieher bekommen eine Zulage in Höhe

von 50% des Aufwands für Altersvorsor-
ge. Diese Zulage beträgt maximal 400
DM jährlich. … 
C. Wirkungen der Reform
Nach den derzeitigen Annahmen wird es
mit dem vorgesehenen Konzept gelingen,
den Beitragssatz bis zum Jahre 2020 un-
ter 20 Prozent und bis zum Jahre 2030 in
der Größenordnung von 22 Prozent zu
halten. Ohne diese Maßnahme hätte sich
im Jahre 2030 nach dem Rentenreform-
gesetz 99 (der Regierung Kohl, d.Red)
auch mit Demografiefaktor ein Beitrags-
satz von über 24 Prozent ergeben… Das
künftige Gesamtversorgungsniveau der
Alterssicherung wird für künftige Rent-
nerinnen und Rentner langfristig deut-
lich über das heutige Niveau ansteigen.

Mit diesem Reformkonzept sind die
aus der demografischen Entwicklung re-
sultierenden Probleme in einer für Wirt-
schaft, Beitragszahler und Rentner be-
friedigenden Weise gelöst.

Angela Merkel

zum CDU-Kongress „Der Faire Sozialstaat
– eine neue Politik für eine neue Zeit“ am
24. Juni 2000 in Berlin
… Aber was ist eigentlich sozial im 21.
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Riesters Rentenreform bedeutet 
Strukturbruch und Sozialabbau

Dokumentiert: Rentenkonzept von Rot-Grün und Kritiken daran
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dass es unterm Strich bestenfalls zu ei-
nem Ausgleich des abgesenkten Renten-
anspruchs kommen kann.

Insgesamt führt dies zu einer drasti-
schen Senkung des Leistungsniveaus der
gesetzlichen Rentenversicherung, wel-
che ihren Charakter dadurch grundle-
gend verändert. So wird es nur mit zu-
sätzlicher Eigenvorsorge möglich sein,
einen angemessenen Lebensstandard im
Alter zu erreichen. So verabschiedet sich
die gesetzliche Rentenversicherung vom
Ziel der Lebensstandardsicherung,
durch die höhere Beitragsbelastung und
der Leistungseinschränkung werden
heutige und vor allem künftige Beitrags-
zahlerInnen doppelt belastet. Dies wird
zu einem erheblichen Ansehens- und Ak-
zeptanzverlust der gesetzlichen Renten-
versicherung beitragen.

Auch ursprünglich vorgesehene posi-
tive Aspekte wie die Einführung einer
bedarfsorientierten Grundsicherung im
Alter, die zumindest verdeckte Altersar-
mut bekämpft hätte, wurden auf Druck
der CDU/CSU bzw. dem selbst auferleg-
ten Konsenszwang geopfert. Denn auch
die CDU/CSU und die FDP wollen das
Niveau der gesetzlichen Rente absenken,
sie fordern lediglich eine bessere steuer-
liche Förderung der privaten Zusatzvor-
sorge und die steuerliche Freistellung
von Rentenversicherungs- und Vorsorge-
beiträgen.

Alternativen sind möglich

Diese neoliberale Sozialabbaupolitik ist
aber nicht alternativlos: Statt fortge-
setztem Niveau- und Leistungsabbau in
der gesetzlichen Rentenversicherung ist

vielmehr deren kurz- und langfristige
Stabilisierung, Standardsicherung und
Leistungsverbesserung notwendig. Des-
halb fordert die PDS-Bundestagsfrakti-
on in ihren „Leitsätzen und Eckpunkten
für ein Rentenreformkonzept“ eine deut-
liche Verbesserung der Einnahmeseite

der Rentenversicherung, um deren Lei-
stungen langfristig zu erhalten und aus-
weiten zu können. So könnte die Erhe-
bung einer Bruttowertschöpfungsabga-
be die lohnsummenorientierten Arbeit-
geber-Beiträge ersetzen, die Unterneh-
men würden entsprechend ihrer wirt-

schaftlichen Leistungs-
fähigkeit am Umlagever-
fahren beteiligt. Dies
führt wiederum zu einer
Umverteilung zwischen
den Unternehmen zu
Gunsten der arbeitsinten-
siveren Sektoren und Be-
triebe, darüber hinaus
wird so eine langfristige
Beitragssatzstabilisie-
rung erreicht. Allein
durch eine Verdoppelung
der Beitragsbemessungs-
grenze und gleichzeitiger
Begrenzung der entste-
henden zusätzlichen An-
sprüche um die Hälfte
entstünden jährliche
Mehreinnahmen von
ca.12,5 Mrd.DM.Darüber
hinaus sollen auch Selb-
ständige und Beamte in
die gesetzliche Renten-
versicherung einbezogen
werden. Längerfristig ist
an eine allgemeine Versi-
cherungspflicht für alle
EinwohnerInnen, Bei-
tragspflicht für alle pri-
vaten Einkommensarten
und die Abschaffung der
Beitragsbemessungs-

Jahrhundert? Diese Frage lässt sich an-
gesichts dramatischer Veränderungen
nicht in den Denkschemata der vergan-
genen Verteilungsdebatten beantworten.

Der deutsche Sozialstaat braucht eine
Neuorientierung. Geringfügige Repara-
turen am bestehenden System sind nicht
ausreichend… Um auch im 21. Jahrhun-
dert wirtschaftliche Dynamik und sozia-
le Gerechtigkeit in Einklang zu bringen,
bedarf es einer Rückbesinnung auf die
Grundsätze und die Ethik der Sozialen
Marktwirtschaft. – Soziale Marktwirt-
schaft traut den Menschen etwas zu. Sie
setzt auf den Wettbewerb und steht da-
mit für einen Ordnungsrahmen, der den
Einzelnen zur Leistung befähigt und
Chancen für alle eröffnet, für Starke und
Schwache. Dieser Gedanke wird heute
vielfach verletzt, indem den Menschen
eigenständige Entscheidungen verwehrt
bzw. abgenommen werden oder die För-
derung von Schwachen schlicht durch
Alimentierung ersetzt wird.

… kontra „Traditionalisten“?
Alternativer Rentengipfel der Gewerk-
schaften und Sozialverbände am 13. Juni
2000 in Berlin

1.Aus der Sicht der Teilnehmerinnen und

Teilnehmer des alternativen Rentengip-
fels sind die bisher von Koalition und Op-
position diskutierten Reformvorstellun-
gen nicht geeignet, die Rentenversiche-
rung gerecht, sozial und zukunftsorien-
tiert zu gestalten. Sie sind vielmehr ein-
seitig darauf ausgerichtet, den Beitrags-
satz in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung möglichst niedrig zu halten. …

3. Aus der Sicht der Teilnehmerinnen
und Teilnehmer des alternativen Renten-
gipfels kann und muss die gesetzliche
Rentenversicherung auch zukünftig zen-
trale Säule der Alterssicherung bleiben …

Durch Verschlechterungen bei den
Rentenleistungen in den letzten Jahren
sowie durch die in diesem Jahr erfolgte
und für das nächste Jahr beabsichtigte
Aussetzung der Nettolohnanpassung der
Renten mussten die Rentnerinnen und
Rentner bereits einen erheblichen Bei-
trag leisten. Nach Auffassung der Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer des alter-
nativen Rentengipfels darf das bereits
abgesenkte Rentenniveau nicht noch
weiter absinken. Die Schmerzgrenze der
Belastung ist erreicht.

Nach den vorliegenden Vorausberech-
nungen kann der Beitragssatz in den
nächsten 15 Jahren auf dem heutigen Ni-
veau gehalten werden. Die Teilnehme-

rinnen und Teilnehmer des alternativen
Rentengipfels betonen ausdrücklich,
dass der nach gegenwärtigem Recht zu
erwartende Beitragssatz im Jahr 2030
von rd. 24% akzeptabel ist …
Ursula Engelen-Kefer (DGB), Horst Schmitthen-
ner (IG Metall), Lutz Freitag (DAG), Walter Hirr-
linger (Sozialverband VdK), Hans Fiedler (Sozi-
alverband Deutschland e.V.).

Süddt. Zeitung vom 19.6.2000: Norbert
Blüm
„Rentensystem darf nicht kaputt geredet
werden“ 
Private Vorsorge ist der neue große Hit
der Altersversicherung. Sie wird inzwi-
schen als Lebensretter der Alterssiche-
rung angeboten. Demografie, Beschäfti-
gungskrisen, Aktienkursschwankungen,
das alles berührt sie angeblich nicht.

Die private Vorsorge wird sinnvoller, je
mehr die gesetzliche Rentenversicherung
in Bedrängnis gerät. Das bestreitet nie-
mand. Sie eignet sich zur Ergänzung der
gesetzlichen Rentenversicherungsan-
sprüche. Ersetzen kann die private Vor-
sorge allerdings nicht unsere gute alte
Rentenversicherung.

Das Umlageverfahren wird verteufelt,
das Kapitaldeckungsverfahren heilig ge-
sprochen. Könnte es jedoch vielleicht
auch sein, dass die Todesanzeigen für die
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Rentenversicherung von handfesten In-
teressen der Versicherungswirtschaft ge-
steuert werden? …

Die gute alte Rentenversicherung
braucht ihr Licht nicht unter den Schef-
fel zu stellen. … Sie gewährte Flüchtlin-
gen,Vertriebenen und Heimkehrern Ren-
ten, für die keine Beiträge vorher ent-
richtet waren. Freilich, die Rentenversi-
cherung erhält dafür auch einen Bun-
deszuschuss aus der Steuerkasse.

Aber selbst mit Bundeszuschuss hätte
keine kapitalgedeckte Privatversiche-
rung z.B. die Deutsche Einheit rentenpo-
litisch organisieren können. Es gehört zu
den großen historischen Leistungen der
viel gescholtenen Rentenversicherung,
dass sie fähig war, über Nacht vier Mil-
lionen Rentner aus der ehemaligen DDR
auf ein neues System umzustellen und die
Renten auszuzahlen…

Die Bäume wachsen nicht in den
Himmel. Das wissen auch verantwortli-
che Rentenpolitiker. Und es ist immer
besser, auf zwei Beinen zu stehen als auf
einem. Deshalb bedarf die gesetzliche
Rentenversicherung der Ergänzung
durch private Vorsorge. Aber so, wie es
Riester macht,geht es nun wirklich nicht.
In die Bestimmung der Nettolohnquote
sollen die freiwilligen Beiträge zur pri-

vaten Vorsorge eingehen.Es sinkt also das
Rentenniveau auch für jene, die sich gar
keine private Vorsorge leisten können.

Mit anderen Worten,das Rentenniveau
der Verkäuferin sinkt, weil der Verkaufs-
leiter eine private Vorsorge aufbauen
kann. Das ist eine Premiere in der Ge-
schichte der Rentenversicherung und
stellt Solidarität auf den Kopf… 

Betrogen werden auch die Jungen. Sie
zahlen Beiträge für die Rente der Älte-
ren, die weit über dem Niveau liegen, das
sie selbst im Alter erwartet. Das ganze
Kartenhaus der Riester-Berechnung ba-
siert dabei auf einer Rendite der priva-
ten Zusatzversorgung von 5,5 Prozent.
Das ist für eine langfristige Kalkulation
der Alterssicherung eine ans Abenteuer-
liche grenzende Kühnheit.

Der langen Rede kurzer Sinn: 
1.Die Rentenversicherung muss refor-

miert werden, aber sie darf nicht ruiniert
werden. 2. Private Vorsorge ist eine wich-
tige Ergänzung, aber nicht eine Erset-
zung der Rentenversicherung.3.Die Ren-
tenversicherung hat es nicht verdient,
kaputt geschwätzt zu werden.Sie ist bes-
ser als ihr Ruf.
Blüm war CDU-Präsidiumsmitglied und Arbeits-
und Sozialminister in allen Kohl-Regierungen

Dokumentation: alk

grenze gedacht. Diese Maßnahmen zu-
sammengenommen würden sogar eine
Beitragssatzsenkung für Arbeitnehme-
rInnen auf ca. 6% ermöglichen.

Was die Leistungsseite angeht, muss
das Ziel der gesetzlichen Rentenversi-
cherung bleiben, ein „normales Leben“
im Alter zu sichern. Dieses Ziel muss für
jeden und jede ohne zusätzliche private
Anstrengungen erreichbar sein. So soll
das Rentenniveau von 70% des durch-
schnittlichen Nettoeinkommens erhal-
ten werden, ein rentenabsenkender de-
mographischer Faktor oder ein Aus-
gleichsfaktor stößt auf den entschiede-
nen Widerstand der PDS.

Um Altersarmut wirksam zu verhin-
dern, ist die Einführung einer steuerfi-
nanzierten bedarfsorientierten sozialen
Grundsicherung im Alter in Höhe von
50% des durchschnittlichen Nettoein-
kommens vordringlich.

Eine bessere rentenrechtliche Absi-
cherung „flexibler“ Biographien ist not-
wendig, vor allem Frauen weisen vielfäl-
tig unterbrochene Erwerbsbiographien
(Kindererziehungszeiten, Weiterbildung
u.Umschulung,Arbeitslosigkeit) auf,de-
ren Folge niedrige eigenständige Renten-
ansprüche sind. So sollen Hinterbliebe-
nenrenten allmählich in eigenständige
Ansprüche umgewandelt und ein Grund-
betrag ab 30 Versicherungsjahren von 20
Entgeltpunkten (1 Entgeltpunkt ent-
spricht zur Zeit 48,29 DM im Westen und
42.01 DM im Osten Deutschlands) einge-
führt werden. In einem überschaubaren
Zeitrahmen von 10 Jahren sind die
Ostrenten an das Westniveau anzuglei-
chen, außerdem sind Rentenüberlei-

tungslücken zu schließen und die Über-
windung des Versorgungsunrechts
durchzusetzen.Die Altersgrenze soll sich
in Abhängigkeit von Beitragsjahren fle-
xibel gestalten, so könnte ab 20 Bei-
tragsjahre für jede weiteren 5 Jahre ein
um 1 Jahr vorgezogener Renteneintritt
möglich werden.

Außerdem soll die Rentenversiche-
rung zu einer „Gesetzlichen Grundversi-
cherung“ um- und ausgebaut werden, ab
dem Jahr 2003 soll die Grundversiche-
rung für alle 18- bis 25-Jährigen obliga-
torisch sein. Die gesetzliche Grundversi-
cherung soll die Absicherung eines nor-
malen Lebensstandards im Alter absi-
chern, so ist an eine Unter- und Ober-
grenze gedacht, welche sich an den
Durchschnittserwerbseinkommen ori-
entieren soll. Die Untergrenze soll in
Höhe des soziokulturellen Existenzmini-
mums von zur Zeit etwa 1.450 DM, die
Obergrenze in Höhe des durchschnittli-
chen Nettoeinkommens von zur Zeit et-
wa 2.900 DM liegen, diese Grenzen wür-
den allerdings der jährlichen Netto-
lohnanpassung unterliegen und sich
dementsprechend dynamisch ent-
wickeln. Die Standardrente würde im
Gegensatz zum Riesterschen Modell wei-
terhin entsprechend der Nettolöhne oh-
ne bremsenden Faktor ansteigen. Eine
freiwillige Zusatzvorsorge wäre nur
dann notwendig, wenn das individuelle
Sicherungsniveau noch erhöht werden
soll.

Dr. Dietmar Müller ist Referent für Al-
terssicherung, Bundestagsfraktion der
PDS

EU-Verfassungsreform

Offener deutscher
Führungsanspruch
Auf dem – bei Redaktionsschluss noch
nicht beendeten – EU-Gipfel soll das
Mandat der Regierungskonferenz ausge-
weitet werden, die zur Zeit die EU-Re-
form ausarbeitet.Dabei zeichnet sich zu-
sätzlich zu den bisher bekannten Kon-
flikten und Vorstößen der Versuch
Deutschlands ab, die beanspruchte
Führungsrolle institutionell zu veran-
kern. In der Diskussion sind Vertragsän-
derungen als Vorbedingung zur EU-Er-
weiterung, und zwar v.a. folgende: 1. Die
Kommission soll neu zusammengesetzt
werden; entweder sollen nicht alle Län-
der einen Kommissar stellen, d.h. die
kleinen nicht, oder aber die größeren
Länder auf einen zweiten Kommissar
verzichten.

2. Die Stimmengewichtung im Rat,
dem Entscheidungsgremium der EU,
wird verändert. Die „Großen“ (BRD,
Frankreich,Großbritannien, Italien) ver-
langen auf immer mehr Gebieten Mehr-
heitsentscheidungen, d.h. die Abschaf-
fung des Vetorechts, und eine Stärkung
ihres Stimmengewichts (bisher 10 Stim-
men für alle Mitgliedsländer), so dass
auch eine Gruppe kleinerer Länder, die
dann über weniger Stimmen verfügten,
Entscheidungen nicht mehr blockieren
kann. Dabei favorisieren mehrere Regie-
rungen,so die BRD,nicht aber unbedingt
Frankreich, die „doppelte Mehrheit“,
wonach Entscheidungen nicht gegen die
Mehrheit der Länder und nicht gegen die
Mehrheit der Bevölkerung in der EU ge-
fasst werden können. Dies würde bereits
Deutschland als bevölkerungsreichstem
Land ein außerordentliches Gewicht ver-
leihen, so dass es kaum Entscheidungen
gegen sich befürchten braucht, wenn es
nur ein, zwei Bündnispartner findet.
Darüber hinaus jedoch verlangt die Bun-
desregierung jetzt eine größere Stim-
menzahl als Frankreich und die anderen
„Großen“ und versuchte auf dem 75.
deutsch-französischen Gipfel, Frank-
reich dafür einzuspannen. Die Kritik aus
Frankreich fällt heftig aus, die deutsche
Seite ventiliert dagegen insgeheim ge-
machte Zusagen (s.SZ,13.6.), jenseits der
Öffentlichkeit soll die französische Re-
gierung nun durch eine Mischung von
Lockung und Drohung zur Zustimmung
gebracht werden.

3. Auf dem dritten Feld der „Reform“
der EU-Verträge schließlich,der Flexibi-
lisierung, strebt die BRD nach Ankündi-
gung des Staatsministers im Auswärti-
gen Amt Zöpel an, dass zukünftig das Vo-
tum von acht Ländern reichen solle, eine
verstärkte Zusammenarbeit eines Teils
der EU-Länder zu vereinbaren. Damit
wäre die BRD auf dem von Außenmini-
ster Fischer kürzlich gezeichneten Weg
zur Hegemonie in Europa ein gutes Stück
weiter. scc
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Sudetendeutscher Tag

Ostexpansion stößt in
„Gerechtigkeitslücke“
Der jährliche Sudetendeutsche Tag bietet
seit eh und je der konservativen Rechten
ein Forum, ihre außenpolitischen Vorstel-
lungen vor einem breiten aufnahmebe-
reiten Publikum zu popularisieren. Im
Vorjahr hatte Stoiber dargestellt,dass die
Begründungen der Nato für den An-
griffskrieg gegen Jugoslawien in irgend-
wie ähnlicher Weise von der Bundesre-
gierung gegen die Tschechische Republik
gewendet werden müssten. Diesmal
stand der Versuch im Zentrum, die zur
Zeit breit diskutierte Frage der Entschä-
digung der Menschen, die gezwungen
worden waren,für die Nazi-Wirtschaft zu
arbeiten, auszunutzen und mit der For-
derung nach einer Entschädigung von
Menschen, die besonders schwer von der
Vertreibung und Zwangsarbeit in tsche-
chischen Lagern betroffen gewesen seien,
zu kontern. (Siehe Kasten)

Bestürzend an Stoibers Vortrag ist die
unbeirrbare Selbstgewissheit, die ihn be-
fähigt, aggressive Ansprüche als Grund-
lage von Frieden und Völkerverständi-
gung auszugeben.Ziel seiner Rede ist, die
Erfahrung der Not und des Unglücks, die
in den Familien der Sudetendeutschen er-
zählt wird, auszunutzen. Eine solche Er-
fahrung kann eine Quelle der politischen
Reflexion und der Auseinandersetzung
mit den Ursachen werden. Dann führt sie
zu einer Verurteilung der Politik Nazi-
deutschlands und letztlich zur Kritik des
viel mehr umspannenderen Gewebes der
deutschen Ostexpansion.

Eine solche Erfahrung kann aber auch
stilisiert werden; aus Not und Unglück
als Folge begangenen Unrechts wandelt
sie sich zur Klage erlittenen Unrechts und
führt zur Forderung nach Gerechtigkeit.
Der Charakter des Konfliktes, aus dem
das Unglück entstand, hier Aggression,
da Notwehr, wird verwischt, und damit
auch die Frage, wer zu entschädigen hat;
nämlich der deutsche Staat als Rechts-
nachfolger des Aggressors und die deut-
sche Wirtschaft als Gemeinschaft der Er-
ben der Profiteure.

Ziel der Argumentation ist es, die
Tschechische Republik, Staat und Ge-
sellschaft, ins Unrecht zu setzen und den
gesamten Komplex von Forderungen
nach Sonderrechten und Sonderstatuten
für das organisierte Sudetendeutschtum
weiterzuhelfen. Denn zunächst be-

zweckt solche Po-
litik, ein

empfängliches Publikum zu umschmei-
cheln und als Klienten einer Autorität, zu
deutsch als Gefolgschaft einer Führung,
zu gewinnen. Aber Staatsmann Stoibers
Absicht erschöpft sich nicht darin,Wähl-
ergruppen an die CSU zu binden. Als Re-
präsentant einer rechtskonservativen
Strömung des Deutschtums arbeitet er
für die Entwicklung eines Konzeptes.Das
sieht, in Stichworten, so aus: Zunächst
wird der Zusammenhalt der Sudeten-
deutschen als „Volksgruppe“ gelobt und
durch Versprechen staatlicher Hilfe gefe-
stigt. Sodann werden die Ansprüche for-
muliert, die jene Gruppe - meist handelt
es sich um Nachkommen in erster, zwei-
ter und dritter Generation - begünstigen
könnten. Die Ausformulierung der kon-
kreten Ansprüche macht das Funk-
tionärsgeschäft politisch-wirtschaftlich
interessant. Nun geht es darum, die
Tschechische Republik zu Verhandlungen
mit jenen Funktionären zu zwingen, und
zwar über innere Angelegenheiten der
Tschechischen Republik. Und zwar mit
Angehörigen der „Bekenntnisgenerati-
on“. Was ist die Bekenntnisgeneration?
Dazu muss man Verbandsdeutsch lernen.
Im Unterschied zur „Erlebnisgenerati-
on“ besteht die „Bekenntnisgeneration“

aus Menschen, die – oft Jahrzehnte –
nach jenen Ereignissen geboren, An-
sprüche machen.

Diese ziemlich wilde Konstruktion
wird von der derzeitigen Bundesregie-
rung nicht mit Begeisterung getragen,die
Ansprüche der Verbandsvertriebenen
werden nur lau oder manchmal auch gar
nicht aufgegriffen. Trotzdem verdichtet
sich der Eindruck,dass die praktische Be-
deutung der Vertriebenenverbände –
wahrscheinlich nicht nur der Sudeten-
deutschen – bereits wieder zunimmt. Sie
wandeln sich aus Erinnerungsvereinen in
aktive, das Wort mag überzogen klingen,
ist aber der Sache nach berechtigt, Kolo-
nialvereine. Das spricht Stoiber auch an,
wenn er sagt: „Die deutsche Geschichte
und Kultur im Osten ist keine Fußnote
der Geschichte, sondern ein integraler
Bestandteil der gesamtdeutschen und eu-
ropäischen Geschichte.“ Das ist nicht
bloß als Blick in die Vergangenheit ge-
meint, sondern Perspektive. Die großen
Kapitalunternehmen, die in den Nach-
barländern im Osten längst Posten bezo-
gen haben, benötigen im kulturellen und
nationalen Sinn loyale Menschen, die
ortsansässig sind. Es ist nicht einfach,
Führungskräfte und ihre Familien für ei-
ne Auslandstätigkeit im Osten zu gewin-
nen,eine Bereitschaft, sich in diesen Län-
dern dauerhaft und zu den landesübli-
chen Bedingungen niederzulassen, ist
nicht zu erwarten. Die Politik der CSU
und der Vertriebenenverbände will eine
deutsche Ostsiedlung fördern und ab-
stützen. maf 
Dokumente des 51. Sudentendeutschen
Tages unter www.sudeten.de

Stoiber auf dem Suddtsch.Tag, Auszug
Urplötzlich waren vor zwei Wochen die
Sudetendeutschen auf den Titelseiten ei-
niger Zeitungen.Was war geschehen? Die
Sudetendeutschen hatten es „gewagt“,
beim Zukunftsfonds einen Antrag ein-
zureichen,dass Sudetendeutsche,die be-
sonders schwer von der Vertreibung und
von Zwangsarbeit in tschechischen La-
gern, Bergwerken oder Fabriken betrof-
fen waren, eine Geste der Anerkennung
erhalten sollten. Es geht nicht um Repa-
rationen, wie vielfach geschrieben wur-
de.Wie sollte es das auch bei einer Sum-
me von 8 Mio. DM. Es geht vielmehr um
Anerkennung von Leid, um eine huma-
ne Geste. Da gab es nun große Aufregung
in einigen Zeitungen. (…) Warum diese
Aufregung in weiten Teilen der veröf-
fentlichten Meinung? Rührt man denn
immer noch an ein Tabu, wenn man Leid
Leid, Unrecht Unrecht, Menschen-
rechtsverletzung Menschenrechtsverlet-
zung,Opfer Opfer nennt? Ist es denn ver-
werflich,zwischen den Opfern keine eth-
nischen Unterschiede zu machen, sie
nicht zu klassifizieren, sondern jeden
Menschen als Individuum in seiner ganz
persönlichen Leiderfahrung zu sehen?
Wenn man es denn anders sieht, ist man
ja sehr schnell in den Kollektivschuld-
kategorien drin. Doch wir müssen end-
lich aufhören, in solchen Kategorien zu

denken. Aber weder waren die Deut-
schen und die Sudetendeutschen alle
Nazi-Verbrecher, noch waren die Slowa-
ken,Polen oder Tschechen alle Vertreiber.
Zur geschichtlichen Wahrheit gehört,
dass das eine Verbrechen das andere Ver-
brechen zwar mit ausgelöst hat, dass
aber das eine Unrecht das andere Un-
recht niemals rechtfertigen kann. Un-
recht kann weder gegeneinander aufge-
rechnet noch miteinander verglichen
werden. Jedes Unrecht steht für sich. Es
liegt wohl daran,dass das Leid der Deut-
schen aus dem Osten immer noch tabui-
siert wird. Da wurden an deutschen
Frauen, Männern und Kindern schreck-
liche Menschenrechtsverbrechen began-
gen. Aber die Aufarbeitung dieser Unta-
ten fällt offensichtlich immer noch unter
ein Wahrnehmungs- und Benennungs-
verbot. Das glaubte ich eigentlich über-
wunden. Ich kann sehr gut nachempfin-
den,was viele Deutsche bewegt,wenn sie
sehen, dass Leid mit zweierlei Maß ge-
messen wird. Die millionenfache und
verlustreiche Vertreibung und Zwangs-
arbeit von Deutschen, sei es als Depor-
tierte, als Vertriebene vor dem Verlassen
der Heimat oder als Kriegsgefangene, ist
ebenfalls eine Menschenrechtsverlet-
zung. Auch diese Menschen haben An-
spruch auf Anerkennung des ungeheue-
ren Leids, das ihnen zugefügt wurde.

„Keine Fußnote“ – die Karte deutschen
Siedlungsgebietes auf der Homepage des
organisierten Sudetendeutschtums
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Wenn die Leserin-
nen und Leser die-
se Ausgabe in den
Händen halten, ist
der Mensch, um
den es hier geht,
Shaka Sankofa
(Gary Graham),
wahrscheinlich be-
reits tot – hinge-

mordet durch die durch das amerikanische
Justizwesen in Gang gesetzte Mordmaschi-
nerie, der allein 1999 98 und bis zum
15.6.2000 bereits weitere 48 Menschen
zum Opfer fielen. Seine Hinrichtung ist für
den 22. Juni anberaumt. Seit Wochen for-
miert sich wachsender Widerstand. In die-
sen Tagen bis zum 22. finden in unzähligen
Orten in den USA, aber auch in Europa De-
monstrationen, Mahnwachen, Kundgebung
statt, wird der für die Hinrichtung letztlich
verantwortliche texanische Gouverneur und
republikanische Präsidentschaftskandidat
Georg Bush Junior mit Protestfaxen und
–briefen überhäuft. Kann die Hinrichtung
noch verhindert werden?
Wir dokumentieren – gekürzt – einen Artikel
aus: Revolutionary Worker #1057 vom 4. Ju-
ni sowie einen Text von Mumia Abu-Jamal,
beides übersetzt von: SPG.

„Nun, da mein 36. Geburtstag näher
rückt, sitze ich in dieser elendigen Ge-
fängniszelle im Todestrakt in Texas und
reflektiere die 18 Jahre meiner Gefangen-
schaft. Es ist eine alptraumhafte Prüfung
gewesen, die ich unter horrenden Bedin-
gungen aushalten musste. Ich denke an
meinen Sohn und meine Tochter, welche
viele Härten ohne mich durchstehen mus-
sten. Und im Laufe der Zeit sind meine
wundervollen Kinder zu jungen Erwach-
senen herangewachsen und meine ent-

zückende Tochter brachte vor kurzem
mein erstes goldiges Enkelkind zur Welt.
Ich denke an den Tod meiner geliebten
Mutter 1989 und den tragischen Tod mei-
nes Vaters 1996. Und ich erinnere mich,
dass die Gefängnisbehörden mir die Teil-
nahme an den Beerdigungen meiner El-
tern nicht gestatteten,und ich merke,dass
ich meinen Schmerz darüber gar nicht mit
Worten beschreiben kann. Ich denke an
die vielen unglücklichen Opfer sinnloser
Gewalt in unserer Gesellschaft, und ich
denke an ihre Witwen und Waisen,ihre Fa-
milien und ihre FreundInnen, ihre Väter
und Mütter, die um sie getrauert und ge-
weint haben. Ich denke an die Menschen,
die im Kampf für Freiheit und Befreiung
gestorben sind,und an diejenigen,die sich
geopfert haben und gekämpft haben für
Gerechtigkeit. Ich denke an die weltwei-
te Aufmerksamkeit,welche mit Hilfe mei-
nes eigenen Leidens auf den Völkermord
und die Unterdrükkungsbedingungen
von Millionen meiner unterdrückten
Schwestern und Brüder gelenkt wurde.
Und ich denke daran, wie mein eigener
Fall zum Symbol geworden ist für den
Rassismus und die Brutalität, welche ge-
gen arme Menschen und Minderheiten in
Amerika ausgeübt wird.

Aber mein Widerstandswille wird nie-
mals von dieser rassistischen Ungerech-
tigkeit und der politischen Unter-
drückung gebrochen werden. Ich werde
niemals aufhören für Freiheit und die na-
tionale Befreiung meines unterdrückten
Volkes zu kämpfen….“ Shaka Sankofa
(Gary Graham), aus einem Brief von 1999.

Shaka Sankofa hat mehr als die Hälf-
te seiner 36 Jahre in der Todeszelle ver-
bracht.Im Alter von 17 Jahren wurde Sha-
ka (damals noch unter dem Namen Gary
Graham bekannt) wegen eines angebli-

chen Mordes an einem Weißen in Houston
verurteilt – ein Fehlurteil. Nun, nachdem
das Oberste Bundesgericht eine erneute
Anhörung seines Falles am 1. Mai abge-
lehnt hat, droht Shaka am 22. Juni die
Hinrichtung. Und seine UnterstützerInn-
nen setzen alles für den Kampf um sein
Leben in Bewegung.

Am 26. Mai sprachen Rubin „Hurrica-
ne“ Carter und der Kongressabgeordnete
aus Illinois, Jesse Jackson Jr., auf den Stu-
fen des Capitols in Washington, DC, und
forderten ein neues Verfahren für Shaka
Sankofa. Carter war selbst 19 Jahre lang
inhaftiert, nachdem eine Mordanklage
gegen ihn durchgepeitscht worden war;
seine Geschichte wird in dem Kinofilm
„Hurrican“ mit dem Schauspieler Denzel
Washington erzählt. Carter stellte fest,
dass Shaka Sankofa „klare Beweise sei-
ner Unschuld“ besitze, und forderte: „wir
dürfen ihn nicht sterben lassen.“

Am Abend des 26.Mai sprach Carter im
Rahmen einer Anti-Todesstrafen-Veran-
staltung in der Union Temple Baptist Kir-
che in Washington D.C. Unterstützt wur-
de das Programm von dem Nationalen
Zusammenschluss zur Abschaffung der
Todesstrafe in Zusammenarbeit mit Am-
nesty International, der International
Concerned Family and Friends of Mumia
Abu-Jamal, dem Zusammenschluss für
Gerechtigkeit für Shaka Sankofa/Gary
Graham und der DC-Sektion der Natio-
nalen Konferenz Schwarzer Rechtsan-
wältInnen.

Amnesty International USA brachte
am 5. Mai ein „Dringlichkeitsbulletin“
über Shaka Sankofas Fall heraus. Amne-
sty vertritt die Position, dass Shakas To-
desurteil „illegal ist nach den internatio-
nalen Gesetzen, welche die Todesstrafe
wegen Verbrechen, welche von Jugendli-

Dringende Aktionen zur Rettung des Lebens von Shaka Sankofa

Hinrichtungstermin: 22. Juni 2000

Leben und Freiheit für 
Shaka Sankofa (Gary Graham)

von Mumia Abu-Jamal, 5. Mai 2000

Im zarten Alter von 17 Jahren wurde ein
Jugendlicher namens Gary Graham ei-
ner schrecklichen Realität ausgesetzt.
Der Staat Texas und der Bezirksstaats-
anwalt von Harris sahen in ihm ein wei-
teres entbehrliches schwarzes Leben; ei-
nen schwarzer Jugendlichen, an die To-
desmaschinerie zu verfüttern. In einem
Mordfall, in dem weder Fingerabdrücke
noch ballistische Spuren oder andere
verwertbare Schuldnachweise eine Rol-
le spielten, droht Gary Graham die le-
gale Ermordung.

Über die Hälfte seines Lebens wuchs
Gary Graham in der Hölle und Härte der

Todeszellen von Texas zu dem Mann her-
an, der inzwischen als Shaka Sankofa
bekannt geworden ist …

Wenn es ein Verbrechen gibt, weswe-
gen das blutige Texas seinen Tod will,
dann besteht es darin: Es ist ein Verbre-
chen in einer rassistischen Nation als
schwarzer Jugendlicher ein Bewusstsein
zu haben und in politischen und kollek-
tiven Begriffen zu denken. Für Shaka
Sankofas Unschuld ist das nicht genug.
Der Staat und die Bundesjustiz haben
massenhafte Verfahren in Gang gesetzt,
das ist wahr, aber nicht ein Jota von Ge-
rechtigkeit. Sein Leben und das Leben
Tausender junger Männer und Frauen
waren schon bei der Geburt verwirkt,
nicht erst vor Gericht.Warum soll es nun
vor diesen Berufungsrichtern der Rei-
chen mit den weißen Westen anders sein?

Der Fall Sankofa stellt eine Heraus-

forderung für uns alle dar, nicht nur für
jene von uns,die grundsätzlich gegen die
Todesstrafe eintreten, auch für jene von
uns, die sagen, wir glauben an grund-
sätzliche Gerechtigkeit und grundle-
gende Menschenrechte. Nach den Be-
stimmungen der internationalen Men-
schenrechtsvereinbarung (welche auch
die USA unterzeichnet hat) verstößt die
Hinrichtung eines Menschen, weil er als
Minderjähriger ein angebliches Verbre-
chen begangen haben soll, gegen die in-
ternationalen Gesetze. Aber das ameri-
kanische Imperium scheißt auf das in-
ternationale Gesetz.

Es ist notwendig, unzählige Proteste
und hartnäckigen Widerstand gegen die
Todesmaschinerie zu mobilisieren, um
zu erreichen, was unser unmittelbares
Ziel sein muss: das Leben und die Frei-
heit von Shaka Sankofa.
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chen unter 18 begangen werden, verbie-
tet.“ Das Bulletin verweist aber auch auf
die Beweise für die Unschuld von Shaka.

Shakas Rechtsanwälte haben seine Be-
gnadigung beantragt. Der Zusammen-
schluss für Gerechtigkeit für Shaka San-
kofa/Gary Graham ruft dazu auf, den
Gouverneur von Texas, Georges W.Bush
sowie die Bewährungs- und Begnadi-
gungsstelle von Texas mit Faxen,E-Mails,
Telefonanrufen, Briefen zu überfluten, in
denen die Begnadigung gefordert wird.
Ein Minister der Nation of Islam, in Hou-
ston hat zur Unterstützung von Shaka
zum Hungerstreik aufgerufen. Das Inter-
national Aktionszentrum IAC organisiert
„Dringlichkeitstage des Widerstands“
vom 16.bis 19. Juni.Es gibt Pläne,vom 15.
bis 17. Juni vor dem Gebäude der Repu-
blikanerpartei in Houston zu protestie-
ren.

Durch ein rassistisches System reinge-
legt,hat Shaka Sankofa mehr als die Hälf-
te seines Lebens in der Hölle verbracht,
bekannt als der Todestrakt von Texas.
Richard Burr,einer von Shakas Anwälten,
schrieb dazu: „Gary Grahams Gang in
den Todestrakt ist typisch für die Erfah-
rungen von vielen schwarzen männlichen
Jugendlichen, die in dem von Armut be-
troffenen 5. Bezirk von Houston, Texas
und anderen schwarzen städtischen
Ghettos aufgewachsen
sind.“

Shakas Geschichte
sagt eine Menge über
die Unterdrückung
der schwarzen Bevöl-
kerung aus und über
die ungerechte Todes-
strafe in den USA.Und
sein Kampf für Ge-
rechtigkeit hat eine
breite Unterstützung
erfahren, hier und
weltweit.

Der Aktivist Danny
Glover, einer von Sha-
kas unermüdlichen
Unterstützerlnnen,er-
klärte gegenüber der Zeitung US-Today:
„Es geht jeden in diesem Land an, dass
afroamerikanische männliche Jugendli-
che von Geburt an kriminalisiert werden.
Es geht jeden Amerikaner an, dass an Bil-
dungs-Arbeitsprogrammen für schwarze,
junge Männer gespart wird, aber nicht an
Gefängnis- und Todesstrafen.Warum sind
73 Prozent derjenigen, welche zum Tode
verurteilt wurden, weil sie als Teenager
Verbrechen begangen haben, Afroameri-
kanerInnen oder Latinos? Warum hat die
Anhörung von Grahams Fall vor einer rein
weißen Jury stattgefunden? Warum sind
die Vereinigten Staaten die einzige west-
liche Industrienation, die in den vergan-
genen 10 Jahren Jugendliche hinrichten
ließ? Was sagt das aus über die funda-
mentalen Regierungsprinzipien dieses
Landes und unsere Bevölkerung, wenn es
dort solche Mordgelüste gibt … Ich ver-
teidige nicht Grahams bewaffneten
Raubüberfälle und andere Gewalttaten

von 1981 … Aber gleichzeitig kann ich
auch eine Gesellschaft mit ihrem ewigen
Rassismus nicht entschuldigen. Und täu-
schen Sie sich nicht, Graham ist ein Op-
fer des Rassismus.“

Als Teenager geriet Gary Graham in ein
Leben von Raubüberfällen. Er wuchs un-
ter schwierigen familiären Umständen
auf, und er konnte weder lesen noch
schreiben, als er die 7. Schulklasse ver-
lassen musste. Aber der einzige Grund,
der Graham 1981 für die Polizei und die
Staatsanwaltschaft im Mordfall Bobby
Lambert zum „Verdächtigen“ machte,
war, dass sie glaubten, es wäre einfach,
diesen Mord einem dieser schwarzen Ju-
gendlichen anzuhängen.

Lambert war seit langem als Drogen-
dealer bekannt,und der Verdacht liegt na-
he, dass er deswegen ermordet wurde –
aber die Polizei stellte keinerlei Ermitt-
lungen an, in Richtung einer Verbindung
von Drogen mit der Ermordung. Gary
Graham passte überhaupt nicht auf die
Beschreibung des Schützen, welche die
Polizei selbst verteilte.

Der einzige „Augenzeuge“ der Ankla-
ge hatte damals vor Gericht ausgesagt,
dass Graham nicht der Schütze war, und
gab eine Beschreibung des Mörders ab,
welche nicht zu Grahams körperlichen
Merkmalen passte. Grahams Pflichtver-

teidiger unternahm keinerlei Anstren-
gungen zu ermitteln oder eine Verteidi-
gung aufzubauen – weil er annahm, dass
der junge Mann schuldig war.

In der Todeszelle lernte Gary Graham
lesen und schreiben und er bekam ein Ab-
schlusszeugnis (GED). Er entwickelte ein
politisches Bewusstsein,erkannte die vie-
len Ungerechtigkeiten in der Gesell-
schaft. Er nahm den Namen Shaka San-
kofa an, um seine afrikanischen Ursprün-
ge zum Ausdruck zu bringen.Und er grün-
dete das Endeavor Project, eine Gefange-
nenaktionsgruppe und -zeitung.

1993 begann ein neues Verteidi-
gungsteam eine Fülle von Beweisen für
Shakas Unschuld aufzudecken. Polizei-
berichte über die Erschießung von Lam-
bert führten zuletzt sechs Augenzeugen
auf, welche nun aussagten, dass Shaka
nicht der Mörder gewesen ist. Und
schließlich erklärten vier Personen, dass
sie Shaka für die Mordnacht ein Alibi be-

stätigen können. Loretta Lambert, die
Witwe von Bobby Lambert, schrieb dar-
aufhin einen Brief an die Gouverneurin
von Texas, Richards, „Ich bin daraufhin-
gewiesen worden,dass es Beweise gibt,die
möglicherweise ziemliche Zweifel auf-
werfen, dass Gary Graham tatsächlich
nicht dieses Verbrechen begangen hat …
Ich will nicht die Hinrichtung eines mög-
licherweise Unschuldiger auf dem Gewis-
sen haben.“

Richards räumte ein, dass Shaka San-
kofas Fall einer erneuten Betrachtung be-
darf, aber sie wurde abgewählt, bevor sie
weiteres unternehmen konnte. Shaka hat
niemals eine Gelegenheit gehabt, seine
zwingenden Beweise vor Gericht zu prä-
sentieren. 1994 beantragten Shakas An-
wälte vor dem Bundesberufungsgericht
ein neues Verfahren. Zwei Jahre später
entschied das Gericht, dass es grundsätz-
liche Beweise gebe,über die eine neue An-
hörung stattfinden müsse – aber sie ver-
wiesen den Fall an die texanischen Ge-
richte. Das staatliche Gericht lehnte eine
Anhörung ab. Shakas Rechtsanwälte gin-
gen erneut vor das Bundesgericht. Aber
das Bundesgericht entschied,dass das von
Clinton im Jahre 1996 unterzeichnete Ge-
setz zur Effektivierung der Todesstrafe ei-
ne erneute Anhörung über Shakas Be-
weise nicht zulasse.

Stoppt die Hinrichtung!

Jetzt hat das Oberste Bundesgericht der
USA die Anhörung von Shakas Fall ab-
gelehnt – er sieht sich seinem sechsten (!)
Hinrichtungstermin gegenüber. Shaka
verweigert jegliche Zusammenarbeit mit
den Gefängnisbehörden, er ist oft das Ziel
brutaler und rachsüchtiger Bestrafungs-
maßnahmen. So besprühten die Knast-
wärter ihn mit Pfefferspray, um ihn in ei-
ne andere Zelle zu treiben, und nahmen
ihm seine Schreibmaschine, seine Kleider
und Post weg.

Mumia Abu-Jamal schrieb vor kurzem
dazu: „Wenn es ein Verbrechen gibt, wes-
wegen das blutige Texas seinen Tod will,
dann besteht es darin: Es ist ein Verbre-
chen in einer rassistischen Nation als
schwarzer Jugendlicher ein Bewusstsein
zu haben und in politischen und kollekti-
ven Begriffen zu denken.“ Shaka Sanko-
fa wurde reingelegt und zum Tode verur-
teilt von einem kriminellen System – ei-
nem System,welches jetzt damit droht,ei-
ne zutiefst ungerechte Hinrichtung zu
vollstrecken.

In einer Botschaft schreib Shaka San-
kofa: „Eine starke Volksbewegung, unter-
stützt und mobilisiert durch unsere Ju-
gend und StudentInnen, ist die einzige
Hoffnung, meine gesetzliche Ermordung
zu verhindern und meine Hinrichtung
aufzuhalten. Ich lege mein Leben und
mein Schicksal nicht in die Hände der
Weißen im Obersten Bundesgericht, son-
dern in die vereinten und starken Hände
unserer Jugend und StudentInnen und
unserer Schwestern und Brüder und des
Volkes. Stoppt die Gewalt – stoppt die
Hinrichtungen!“ (…)



Kosovo: Mord nach
Zeitungs-Steckbrief

Die UN-Mission im Kosovo (UNMIK) hat
Anfang Juni unter Berufung auf die
prekäre Sicherheitslage die kosovo-alba-
nische Zeitung „Dita“ für acht Tage ge-
schlossen und außerdem weitere Ein-
schränkungen für Medien angekündigt.
Die Tageszeitung „Dita“ hatte einen ser-
bischen UN-Mitarbeiter als Paramilitär
und Kriegsverbrecher bezeichnet und Na-
me,Adresse und Foto veröffentlicht. Kurz
nach Erscheinen der Zeitung wurde der
Mann ermordet. Der kosovo-albanische
Journalistenverband protestierte gegen
die UNMIK-Entscheidung als „Gefahr
für Rede- und Pressefreiheit“,„Dita“ ver-
langt von der UNO 1,3 Mio. DM Scha-
densersatz! Nach achttägigem Verbot er-
schien die Zeitung wieder mit der Ankün-
digung, auch künftig Namen von Serben
zu veröffentlichen, „die in Verbrechen ge-
gen Albaner verstrickt seien“. Provokativ
wurde der Artikel, der zur Ermordung
und anschließendem vorübergehenden
Verbot geführt hatte, noch einmal abge-
druckt.

Der ebenfalls Anfang Juni erschienene
5. Sicherheitsbericht des UN-Flücht-
lingshilfswerks UNHCR und der Organi-
sation für Sicherheit und Zusammenar-
beit in Europa (OSZE) konstatiert anhal-
tende Gewalt im Kosovo, deren Opfer im
wesentlichen Serben und andere Minder-
heiten sind: Allein zwischen Anfang Fe-
bruar und Ende Mai wurden 26 Serben er-
mordet und 105 Brandstiftungen sowie 49
schwere Überfälle auf die Minderheiten

registriert. Aber auch ethnische Albaner
sind Opfer. Am 18. Juni meldeten Nach-
richtenagenturen im Kosovo die Ermor-
dung eines albanischen Politikers der
gemäßigten „Demokratischen Liga“: Er
wurde von zwei Männern in UCK-Uni-
form in seiner Wohnung erschossen, sein
Vater verletzt. Quellen: SZ 6., 10.+14.6.,
Kosova Info Line 14.+18.6.

Montenegro: Polarisierte Lage

Die Ergebnisse der Kommunalwahlen in
zwei Städten Montenegros dürften den
auf Lostrennung von Serbien bedachten
Präsidenten Djukanovic eher gewarnt
haben. Zwar gewannen die Parteien sei-
ner Regierungskoalition „Besser leben“
in der Hauptstadt Podgorica die absolu-
te Mehrheit, nämlich 28 von 54 Stadt-
verordneten, jedoch vor allem auf Kosten
der Liberalen, die für die bedingungslo-
se Trennung sind. Die Anhänger des
Wahlbündnisses „Für Jugoslawien“ er-
reichten immerhin 22 Mandate in Pod-
gorica, in Herceg Novi gewannen sie die
absolute Mehrheit mit 19 von 35 Sitzen.
Hier fielen 14 auf die Djukanovc-Koali-
tion und 2 an die Liberalen. Jeder Schritt
zur Lostrennung, von den NATO-Staa-
ten auch finanziell gefördert, verschärft
die Polarisierung vor allem auch inner-
halb Montenegros. Quelle: SZ, 13.1.

Bulgarien: Bevölkerung darbt …

Die Armut im Land nimmt rasant zu.
Nach einer Untersuchung der Gewerk-
schaft KNSB mussten im Dezember des

letzten Jahres 24,1% der Bevöl-
kerung Bulgariens mit einem Mo-
natseinkommen unter 78,50 DM aus-
kommen; im März waren es bereits
40,1%. Als arm gilt offiziell allerdings
nur, wer mit weniger als umgerechnet
37,80 DM auskommen muss.Tatsächlich
jedoch waren im März für den Leben-
sunterhalt einer Person 239 DM erfor-
derlich.Hinzu kommt,dass die Preise für
Konsumgüter in die Höhe schnellen: In-
nerhalb von drei Monaten hat sich der
Brotpreis um 1,53% gesteigert, Frisch-
milch verteuerte sich um 12,9%, Gemü-
se um 14%, Fahrkarten für den öffentli-
chen Nahverkehr um 38,7%, Elektroen-
ergie um 6% usw.usf.
Quelle: www.bulgaria.de

… deutsches Kapital interessiert

Der bulgarische Staatspräsident Stoja-
nov begann seinen dreitätigen Arbeits-
besuch in der BRD beim bayerischen Mi-
nisterpräsidenten Stoiber sowie der Fir-
ma Siemens. Den Wunsch Bulgariens,
möglichst schnell den Visumszwang auf-
zuheben, mochte Stoiber nicht unter-
stützen. Bayern sei aber zur Aufnahme
von bulgarischen Computerspezialisten
bereit. Beim Treffen mit dem Siemens-
Vorstand wurden die Bulgarien-Projek-
te des Konzerns und insbesondere der
Plan für die Rehabilitation des Kosloduj-
AKW erörtert. Siemens stellte Stojanov
außerdem ein Projekt für die Moderni-
sierung des Flughafens Sofia vor. Im wei-
teren Verlauf seines Besuchs traf Stoja-
nov Johannes Rau, der potentiellen deut-
schen Investoren Bulgarien als „sicheres
Land“ anpries. Anschließend trat der
bulgarische Staatspräsident beim Deut-
schen Industrie- und Handelstag an so-
wie bei der Deutschen Gesellschaft für
Außenpolitik, wo er einen Vortrag hielt
zum Thema: „Die neue Bedeutung des
Balkans für Europa“. Aufgrund des
großen Interesses wurde der Vortrag auf
einer Videowand in einem zweiten Saal
übertragen.
Quelle: www.bulgaria.de

Kärnten: Noch keine Einigung bei
Minderheitenschulgesetz

Der Verband Slowenischer Organisatio-
nen in Kärnten dementierte Meldungen,
wonach sich die drei im Land von Kärn-
ten (Österreich) vertretenen Parteien und
die Kärntner Slowenen auf eine Novelle
des Minderheitenschulgesetzes geeinigt
hätten. Diese Novelle ist notwendig ge-
worden, nachdem der Verfassungsge-
richtshof unlängst festgestellt hat, dass in
zweisprachigen Siedlungsgebieten auch
in der 4. Klasse Volksschule zweisprachig
unterrichtet werden muss. Erst kürzlich
haben die Vertreter der Kärntner Slowe-
nen den Vorschlag der drei Landtagspar-
teien abgelehnt, weil er den Bedürfnissen
der Slowenen nicht entsprochen hat.
Quelle: www.hrvatskenovine.at

Zusammenstellung: scc
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Die EU schiebt den Beitrittstermin für die Beitrittskandidaten immer weiter hin-
aus. Inzwischen ist nur noch vage von einem Termin zwischen 2003 und 2005 die
Rede. Vor den Beitritt scheint die EU unzumutbare Sonderbedingungen für die
Kandidaten schaffen zu wollen, insbesondere im Bereich der Landwirtschafts-
politik. Den Beitrittswilligen wird die Einbeziehung in das System der land-
wirtschaftlichen Subventionen bisher verweigert. In der 1999 verabschiedeten
EU-Finanzplanung „Agenda 2000“ sind landwirtschaftliche Direktbeihilfen, wie
sie innerhalb der EU gezahlt werden, für neue Mitglieder nicht vorgesehen.
Tatsächlich fielen aber jährlich 12 Mrd. Euro an.Vor allem Polen mit seiner großen
Bedeutung des landwirtschaftlichen Sektors besteht auf der Einbeziehung in das
Subventionssystem. Ohne Einbeziehung würde die übergroße Mehrheit der bäu-
erlichen Familienbetriebe in kürzester Zeit vernichtet, in Polen, aber auch in Est-
land und Ungarn. Die Verweigerung würde zudem den Gleichheitsgrundsatz, der
immerhin im EU-Vertrag verankert ist, vollständig aushebeln.
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BERLIN/KÖLN/STUTTGART. Etwa 12.000
Menschen beteiligten sich am 7. Juni an
den Demonstrationen in Berlin, Köln
und Stuttgart, zu denen das Aktions-
bündnis gegen Studiengebühren (ABS)
aufgerufen hatte. Auf den Demos wur-
den zahlreiche Grußworte verlesen, u.a.
vom IG-Metall-Vorstand und von der
englischen Campaign for Free Educati-
on (CFE). Ein internationaler Beitrag
sorgte in Köln für Beifallsstürme, als
zwei Studierende der Universität Mexi-
co-City vom dortigen neunmonatigen
Streik berichteten, der sich an der Ein-
führung von Studiengebühren entzün-
det hatte. Das ABS will jetzt eine Bro-
schüre gegen kursierende Vorurteile
über „Langzeitstudenten“ erstellen.

www.pbjacon.de/studierende-fzw

Aktionen für humane Rechte für
Öcalan –Demonstration am 24. Juni

DÜSSELDORF. Kurdinnen und Kurden
führen derzeit in verschiedenen Ländern
eine Kampagne für die Aufhebung der
Isolationshaftbedingungen durch, unter
denen der PKK-Vorsitzende Öcalan seit
16 Monaten auf der türkischen Gefäng-
nisinsel Imrali festgehalten wird. In ei-
nem „dringenden Aufruf“ beziehen sie
sich auf die Anwälte Öcalans, die von
schwerwiegenden gesundheitlichen Be-
schwerden ihres Mandaten berichten.Sie
fordern den Zugang einer internationa-
len Ärztekommission und eine Überprü-
fung durch die Anti-Folter-Komitees der
UN und der EU. In Frankfurt/Main war
geplant,die Kampagne durch einen Hun-
gerstreik in der Innenstadt zu unterstüt-
zen. Die Ordnungsbehörde hat die Akti-
on jedoch verboten und sich dabei auf das
immer noch geltende sogenannte PKK-
Verbot bezogen.In München führen der-
zeit knapp 40 Kurden in zwei Zelten am
Stachusbrunnen einen öffentlichen Hun-
gerstreik durch, der eine Woche gelten
soll. Für den 24. Juni rufen verschiedene
kurdische Gruppen, darunter YEK-
KOM, Förderation Kurdischer Vereine in
Deutschland, zu einer Großdemonstrati-
on nach Düsseldorf auf unter den Lo-
sungen „Weg mit der Todesstrafe – Frie-
den jetzt – Freiheit für Abdullah Öcalan“.

ola, SZ, Kurdistan Rundbrief

Trauermarsch in Dessau nach Nazi-
anschlag auf Alberto Adriano

DESSAU. 3000 bis 5000 Menschen, dar-
unter Bundes- und Landespolitiker, be-
teiligten sich am Abend des 16. Juni an
dem Trauermarsch, zu dem Dessauer An-
tifaschistinnen und Antifaschisten, die
PDS-Landtagsfraktion und viele andere
aufgerufen hatten. Anlass war der Tod
des gebürtigen Mosambikaners Alberto
Adriano (39), der am vergangenen Mitt-
woch an den Folgen eines Überfalls von
drei Neonazis gestorben war. Die 16 und
17 Jahre alten Nazis aus Wolfen und der

25-jährige Faschist aus Bad Liebenwer-
da hatten während der Tat neofaschisti-
sche Parolen gegröhlt, zogen Alberto
nach der Prügelorgie die Kleidung aus,
warfen den bereits schwer Verletzten in
ein Gebüsch und erschwerten der ein-
treffenden Rettungsmannschaft so das
Auffinden. Der zuständige Staatsanwalt
erließ gegen alle 3 Täter Haftbefehle.
Dass sie nicht aus Dessau kommen, ist
eher ein Zufall. Übergriffe von Nazis ge-
gen Fremde und Andersdenkende oder
Andersaussehende sind auch hier durch-
aus an der Tagesordnung. Seit ca. 1988
gibt es eine Nazi-Szene, die gute Kon-
takte zu anderen Nazis über die Region
hinaus pflegt. Dessauer Nazis treten bei
diversen NPD/JN-Aufmärschen auf und
sind organisatorisch beteiligt am überre-
gional bedeutenden Nazizentrum im
Köthener Holländerweg. Ein Dessauer
Flüchtlingssprecher rief am Freitag-
abend Vertreter von Bund und Land auf:
„Bringen Sie uns innerhalb einer Woche
hier weg. Das Leben ist für Afrikaner im
Osten nicht gut.“ Dessaus 2. Bürgermei-
ster Platz lehnte dies ab: „Damit würden
wir die Unfähigkeit der Gesellschaft ein-
gestehen, mit ausländischen Bürgern zu
leben“. Er kündigte Gespräche an, „da-
mit sich jeder in unserer Stadt wohl
fühlt“.Off. Antifaplenum Dessau, ND, taz

Arbeitsloseninitiativen wehren sich
gegen neue Richtlinien

KIEL. Die Summe von 300.000 DM, die
jährlich für die Unterstützung von Ar-
beitsloseninitiativen und deren Bera-
tungsarbeit zur Verfügung steht, soll für
die nächsten sechs Jahre festgeschrieben
und gleichzeitig breiter verteilt werden.
Für die betroffenen Initiativen heißt das:
Der bisherige Förderungshöchstbetrag
wird um 2.000 auf nun 18.000 DM
gekürzt.Sozialministerin Moser, in deren
Haus das Ganze ausgeheckt wurde, hielt
es nicht mal für notwendig, die Initiati-
ven vorab von diesem Schritt zu infor-
mieren, lobt sich hingegen selbst, dass
„mehr Planungssicherheit“ geschaffen
werde. Gemeint ist damit die lange Lauf-
zeit des Programms „Arbeit für Schles-
wig-Holstein“ (ASH), das bis 2006 rei-
chen soll.

Neun der betroffenen Initiativen pro-
testieren gegen die „Vorläufigen Richtli-
nien 2000-2006“. Wolfram Otto von der
Arbeitsloseninitiative Kiel: „Für Miete
und Unterhalt unserer Räumlichkeiten
gehen 14.000 DM jährlich drauf, Telefon
und Porto schlagen mit 2.000 bis 3.000
DM jährlich zu Buche – da geht jeder
Pfennig weniger an die Substanz. Beste-
hende Leistungen müssen noch weiter
eingeschränkt werden.“ Angebote wie
der Aufbau von Internetanschlüssen und
Arbeitslosenfrühstück seien in vielen Or-
ten in Gefahr, und an eine Weiterbildung
der ehrenamtlichen Mitglieder könne un-
ter den erschwerten Bedingungen nicht
mehr gedacht werden, heißt es in einer
Erklärung der betroffenen Beratungs-
stellen.

Bei dem Ministeriums-Besuch von Ot-
to und Dieter Boßmann aus der Flens-
burger Arbeitslosenintiative wurde eine
weitere Neuerung offenbart. Unter Beru-
fung auf neue EU-Richtlinien würden
künftig die beantragten Summen erst
rückwirkend vierteljährlich ausgezahlt,
gegen Vorlage der Belege. Für die Bera-
tungsstellen heißt das, dass sie entweder
mit Rücklagen vorfinanzieren müssen,
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die sie aber nach Angaben von Wolfram
Otto nicht haben dürfen, oder aber sie
machen Schulden. Kredit- und Überzie-
hungszinsen sind aber laut Otto nicht
förderungswürdig. Im Ministerium hat
man jedoch immerhin versprochen, die
Möglichkeit von Abschlagszahlungen zu
prüfen. linX, Soz. Zeitung für Kiel

Breite Proteste gegen den Katalog
sozialer Grausamkeiten

ESSEN. So viele und so große Protestak-
tionen wie in diesem Jahr hat es seit lan-
gem nicht mehr gegen die Verabschie-
dung eines Haushalts der Stadt Essen ge-
geben. Stadtteilzentren wie das Grend,
die Wohlfahrts- und Jugendverbände,der
Kinderschutzbund und nicht zuletzt die
ÖTV organisierten große Demonstratio-
nen zu den Ausschussberatungen und
schließlich zur Verabschiedung des Haus-
haltes am 24. Mai. So demonstrierten
knapp 2000 Beschäftigte der Stadtver-
waltung, etliche Kinder und ihre Eltern
(siehe Bild unten) bei der letzten Ratssit-
zung gegen den Katalog sozialer Grau-
samkeiten,der sich in dem mit dem Haus-
halt verabschiedeten Haushaltskonsoli-
dierungskonzept findet. – Die Mehrheit
von CDU und FDP stimmten trotzdem
dafür, unterstützt von den REP. Die SPD
stimmte gegen das Konsolidierungskon-
zept,B90/Grüne und PDS auch gegen den
Haushaltsentwurf.

Die Protestaktionen bewirkten also
wenig. Die zum größten Teil schon im
Haushaltsentwurf vorgesehene Kürzung
der Mittel für die Bezirksvertretungen
von 1 Mio. DM auf 700.000 DM entfiel,
ein Teil der Kürzungen im Kinder- und
Jugendbereich wurde zu Lasten einer
„Luftbuchung“ im Sozialhaushalt
zurückgenommen und schließlich wur-
den die Kürzungen bei den Mitteln für
die von den Wohlfahrtsverbänden betrie-
benen Kindereinrichtungen zurückge-
nommen.Letzteres geht allerdings zu La-
sten der städtischen Kindergärten, die
jetzt sehen können, wo sie bleiben. Die-
ser doch etwas schäbige Deal war der lei-
der gelungene Versuch der CDU/FDP-
Mehrheit, die AWO, Diakonie und Cari-
tas zu beruhigen.

Ansonsten ist jetzt schon klar, dass die
Auseinandersetzungen um den Haushalt
nicht zu Ende sind. Der Regierungsprä-
sident verlangt ein Konsolisierungskon-
zept, das einen Haushaltsausgleich in
vier Jahren vorsieht. Das von der bürger-
lichen Mehrheit durchgesetzte Konzept
sieht jedoch einen Ausgleichszeitraum
von sieben Jahren vor. Und die Folgen
selbst dieser Kürzungen werden sich erst
nach und nach zeigen, so dass weiterer
Streit vorprogrammiert ist. wof

PDS für bessere Haftbedingungen –
CSU wettert gegen neue Regelungen

KÖLN/ESSEN/ERLANGEN. Die Bundes-
tagsabgeordnete Ulla Jelpke besuchte
mit PDS-Ratsmitgliedern in NRW ver-
schiedene Justizvollzugsanstalten. Sie
sprachen mit den Leitungen und mit Ge-
fangenen über die Haftbedingungen.
Deutlich wurde, dass eine Entkriminali-
sierung der Drogenfrage wichtig ist und
dass der Abschiebepolitik ausländischer
Gefangener durch eine Politik der Inte-
gration, Existenzsicherung und Legali-
sierung entgegengearbeitet werden
muss. In Essen beklagten die Mitglieder
der Insassenvertretung vor allem die
drangvolle Enge. Um die 60 Haftzellen
sind doppelt belegt. Auf 8 qm müssen
zwei Menschen den ganzen Tag zusam-
men leben. Erweiterter Umschluss und
mehr Sportangebote stehen ganz oben
auf der Forderungsliste. Ulla Jelpke sag-
te den Mitgliedern der Insassenvertre-
tung zu, sich in der aktuellen Diskussion
weiter für die Forderung nach tariflicher
Bezahlung für Gefangene einzusetzen.

Die CSU dagegen heult schon beim
jetzt vorliegenden Entwurf zur Neurege-
lung der Gefangenenentlohnung auf.
Diese würde Bayern 33,4 Mio. Mark ko-
sten,so Justizminister Weiß (CSU) bei sei-
nem Besuch der JVA Erlangen.Der Ent-
wurf sehe vor, das Arbeitsentgelt zu ver-
dreifachen.Das wirke sich negativ auf die
Arbeitsplatzsituation in den Gefängnis-
sen und die Resozialisierung aus: Eine
Erhöhung des Entgelts verschärfe die
Konkurrenzsituation gegenüber Bil-
liglohnländern. Nach Berichten der 

Lokalberichte Köln, Essen und der SZ

deportation.class stop! – Forderung
auf der Lufthansa-Versammlung
BERLIN.Mit heftigen Protesten des Dach-
verbandes Kritischer Aktionäre musste
sich der Lufthansa-Vorstand auf der
Hauptversammlung am 15. Juni in Ber-
lin auseinandersetzen. In seiner mehr-
fach von Sprechchören unterbrochenen
Rede beteuerte der Vorstandsvorsitzende
Weber, die Lufthansa stehe zu ihrer ge-
setzlichen Beförderungspflicht. Sie leh-
ne aber Abschiebungen gegen den Wi-
derstand der Betroffenen grundsätzlich
ab und befördere sie nicht.Die Kritischen
Aktionäre hatten in ihrem Gegenantrag
darauf hingewiesen, dass rund die Hälf-
te aller Abschiebungen aus Deutschland
durch die Lufthansa, teilweise unter Ge-
waltanwendung, durchgeführt werden.
„Ein Antrag, der dem Vorstand das Ver-
trauen entziehen soll, löst die Asylpro-
blematik nicht“, reagierte Weber erbost.
Martin Rapp, einer der Sprecher der
Kampagne deportation.class stop! sagt
zu dieser Haltung: „Der Verweis auf eine
vermeintliche Beförderungspflicht von
Schüblingen ist scheinheilig. Eine Be-
freiung von der Beförderungspflicht, wie
sie zum Beispiel für tropische Ziervögel
kein Problem darstellt, sollte ohne große
juristische Winkelzüge auch auf Men-
schen übertragbar sein: Schluss mit Ab-
schiebungen auf Linienflügen!“
Informationen über die Kritischen Ak-
tionäre bei: www.kritischeaktionaere.de.
Berichte über Hintergründe und Aktio-
nen der Kampagne  deportation.class
stop! bei: www.deportation-alliance.com 

Legalisierung statt Kriminalisierung
der Prostitution ist nötig

FRANKFURT/MAIN. Doña Carmen e.V. be-
grüßte den am 8.Juni auf Antrag der SPD
vom Stadtparlament gefassten Be-
schluss, eine Fachkommission „zur aktu-
ellen Situation der Prostitution in Frank-
furt“ einzurichten. Der Verein für sozia-
le und politische Rechte von Prostituier-
ten erwartet von dieser Kommission,dass
sie nach einer allseitigen Bewertung zu
dem Ergebnis gelangt, dass die Prostitu-
tionsmigration nicht mit Razzien, son-
dern nur politisch zu lösen ist. PM 9.6.
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Internationalismus in der Kommualpolitik

HADEP-Bürgermeister
besuchen Ratsgruppe
KÖLN. Eine unserer Aufgaben als PDS/OL-
Ratsgruppe ist es, Kontakt zu Kommunalpo-
litikern aus anderen Ländern zu pflegen, Er-
fahrungen auszutauschen und sie bei Bedarf
nach unseren Möglichkeiten zu unterstüt-
zen. Besonders haben wir uns auf den Be-
such einer Delegation von HADEP-Bürger-
meistern gefreut, die auf Einladung der Ro-
sa-Luxemburg-Stiftung und der PDS-Bun-
destagsfraktion eine Rundreise durch deut-
sche Kommunen machte.

Die HADEP (Partei der Demokratie des
Volkes) wurde erst Mitte der neunziger
Jahre gegründet. Seitdem ist sie vielen
Repressionen ausgesetzt. Mehrere ihrer
Mitglieder wurden ermordet, zahlreiche
Führungsmitglieder politisch verfolgt.
Zur Zeit läuft ein Verbotsverfahren gegen
die HADEP vor dem türkischen Staats-
sicherheitsgericht. Trotz allem ist die
HADEP in den kurdischen Gebieten die
mit Abstand stärkste Partei. Sie ist in 37
Kommunen vertreten. Bei den jüngsten
Kommunalwahlen konnte sie zahlreiche
Bürgermeister und drei Bürgermeiste-
rinnen stellen. Auf unsere Einladung
konnten wir am 8. Juni Bürgermeisterin
Mukkades Kubilay aus Dogubeyazit,
Bürgermeister Mehmet Tanhan aus Nu-
saybin und den HADEP-Vertreter Fayik
Yagizay begrüßen.Der Bürgermeister aus
Diyarbakir-Surici hatte keine Ausreise-
genehmigung bekommen.

Am Nachmittag empfing Bürgermei-
sterin Angela Spizig ihre kurdische
Amtskollegin, die als eine der ersten
Frauen in der Türkei seit April 1999 ein
so hohes Amt bekleidet. Mukkades Kubi-
lay war bei den Kommunalwahlen mit
über 50% der Stimmen gewählt worden.
„Die Kölner wissen immer noch nicht ge-
nug über die politischen und sozialen
Verhältnisse in den kurdischen Gebieten
der Türkei“, so Angela Spizig … sie reg-
te an, durch Kontakte und Kooperatio-
nen zwischen einzelnen Gemeinden kon-
krete Hilfsangebote zu suchen. Im Rah-
men einer Diskussionsveranstaltung im
Rathaus, die von Sengül Senol, MdR, mo-
deriert wurde, stellten die Gäste ihre po-
litische Arbeit … vor. In der Diskussion,
zu der sich 90 Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer im Sitzungssaal des Spanischen
Baus einfanden, waren sich die Kommu-
nalpolitiker einig, dass das türkische
Kommunalwahlrecht von 1930 dringend
einer Änderung bedarf.

Ratsmitglied Sengül Senol sicherte
den Bürgermeistern auch materielle Un-
terstützung zu: „Wir werden uns in den
nächsten Monaten darum bemühen, dass
die HADEP-Bürgermeisterin für den
Einsatz im Gesundheitswesen ein Fahr-
zueg zur Verfügung gestellt bekommt.
Aus: Platzjabbeck, Zeitung der PDS Offenen Li-
ste im Rat der Stadt Köln

Landkreisprotest gegen das „unsichtbare Gefängnis“

Für das Menschenrecht auf 
Bewegungsfreiheit
FREIBURG/EMMENDINGEN. Am 27. Mai
2000 demonstrierten ca. 100 Menschen in
Freiburg und Emmendingen für die
Durchsetzung des Rechts auf Bewe-
gungsfreiheit für Flüchtlinge. Eine Wo-
che später fand erneut eine Kundgebung
auf dem Freiburger Rathausplatz statt.
An der anschließenden Grenzaktion zwi-
schen den Landkreisen Emmendingen,
Breisgau-Hochschwarzwald und dem
Stadtkreis Freiburg beteiligten sich ca.
70 Personen. Bei der Kundgebung am 27.
Mai meldete sich spontan Mamadou zu
Wort. Er kommt aus Afrika. Er berichte-
te davon, dass er mit seiner Frau auf ei-
ner Hochzeitsfeier war und von der Poli-
zei auf dem Rückweg nach Freiburg kon-
trolliert wurde. Da nach wie vor die Be-
wegungsfreiheit für Flüchtlinge als kri-
minelles Unrecht bestraft wird, wurde
gegen sie ein Strafbefehl erlassen. Gegen
den Strafbefehl haben sie Rechtsmittel
eingelegt. Am Mittwoch den 7. Juni fand
vor dem Freiburger Amtsgericht ein Ver-
fahren statt, wo
wiederum zum x-
ten Mal das Recht
auf Bewegungsfrei-
heit auf der Ankla-
gebank stand. Zur
Grenzaktion trafen
sich die Demon-
strierenden zu-
nächst auf dem Vör-
stettener Grillplatz.
Von dort aus wurde
die Grenzaktion
durchgeführt. Die
Landkreisgrenzen
wurden mit Grenz-
bändern und Prote-
sttafeln sichtbar ge-
macht. Jeder Land-
kreis erhielt als
Schenkung eine Ta-
fel. Die Texttafeln
die an verankerten
Pfosten festge-
schraubt sind, wur-
den durch eine
Schenkungsurkun-
de in die Obhut der
jeweiligen Kreise
übergeben. Damit
soll die Bedeutung
und der Rang der Menschenrechte einmal
mehr in den Vordergrund gerückt werden.
Die Tafeln sind als symbolischer Protest
gegen die geltende Regelung der Resi-
denzpflicht für Flüchtlinge zu verstehen.
Ein Auszug aus den Tafeln: „Am 3. Juni
2000 wurden die Landkreisgrenzen von
Frauen, Männern und Kindern über-
schritten um gegen das ,unsichtbare Ge-

fängnis' zu demonstrieren. Flüchtlingen
ist es verboten, ohne behördliche Geneh-
migung die Grenze des Verwaltungsbe-
zirks der zuständigen Ausländerbehörde
zu überschreiten … Wer es dennoch tut
und kontrolliert wird, wird mit Geld-
strafe oder mit Gefängnis bis zu einem
Jahr bestraft. Die aktuelle Rechtslage
und die Praxis der Landratsämter wi-
dersprechen dem in internationalen Ab-
kommen festgeschriebenen Menschen-
recht auf Bewegungsfreiheit. Es wider-
spricht dem Gebot der Menschenwürde,
dass man gezwungen ist, fremden Perso-
nen bei den Behörden genaustens über
sein Privatleben und seine Lebenspla-
nung Auskunft geben zu müssen. Außer-
dem können freie und spontane Ent-
scheidungen über private Aktivitäten
nicht mehr getroffen werden. Freie poli-
tische Betätigung ist nicht möglich.“

Die Tafeln sollen zu einem späteren
Zeitpunkt durch ein von künstlerischer
Hand geschaffenes „Denk-Mal“ für das

Recht auf Bewe-
gungsfreiheit er-
setzt werden. Ein
spezieller Fonds zur
Verwirklichung des
„Denk-Mal“ wurde
bereits eingerichtet
um die Arbeiten der
Künstlerinnen und
Künstler honorie-
ren zu können. So-
wohl die Landkrei-
se wie auch die
Stadt Freiburg wer-
den um finanzielle
Unterstützung an-
gesprochen. Eine
Jury, bestehend aus
Vertretern von Men-
schenrechtsgrup-
pen wird eine enge-
re Auswahl der vor-
geschlagenen Ar-
beiten treffen. Die
letztendliche Aus-
wahl soll die Bevöl-
kerung treffen. Mit
der offiziellen Ein-
weihung des
„Denk-Mal“, zu der
wir u.a. einen UN-

Vertreter gewinnen möchten, soll auch
gleichzeitig durch die Landkreise das
Recht auf Bewegungsfreiheit garantiert
werden. was

SPENDEN: „Denk-Mal“- Fonds: W. Rosa,Volks-
bank Waldkirch BLZ 680 924 00 Kontonummer:
36 15 26. Künstlerinnen und Künstler wenden
sich bitte an: SAGA, Kronenstr. 16a, 79100 Frei-
burg 
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Deutsch-serbischer Schüleraustausch 

Große Politik im Klassenzimmer –
Schüleraustausch Hamburg-Kragujevac

Vom ersten deutsch-serbischen Schüler-
austausch seit Ende der 80er-Jahre kehrten
jetzt 14 Schülerinnen und Schüler und ein
begleitender Deutsch- und Geschichtslehrer
der Hamburger Jahn-Gesamtschule zurück.
Eine Woche in den Pfingstferien weilten sie
bei SchülerInnen des 1. Gymnasiums in Kra-
gujevac in Gastfamilien. Sie hatten bewusst
den Kontakt zu dieser Schule aufgenommen,
denn 1941 waren in einem Vergeltungsakt ca.
7000 Einwohner aus Kragujevac erschos-
sen worden, unter denen sich auch 300
Schüler und 20 Lehrer der Partnerschule be-
fanden. Und 1999 war Kragujevac mit den
„Zastava“-Autowerken besonders schwer
von der Nato unter deutscher Beteiligung
bombardiert worden.

Der 18-jährige Schüler Aljoscha Domes,
Jahrgang 12, berichtet:
„Zuerst gab es einen regelrechten Auf-
ruhr an der Schule: ,Deutsche in der
Schule‘. Doch das legte sich bald. Mich
interessierte besonders, wie die gleich-
altrigen SchülerInnen den Krieg erlebt
hatten. Keiner hat ihn vergessen! Als wir
zum Bsp. zum ersten Mal am Deutsch-
unterricht teilnahmen, war eine irre At-
mosphäre. Vordergründig gehen die Ju-
gendlichen mit Sarkasmus und Ironie mit
dem Krieg um.Dann ist ein Mädchen auf-
gestanden und hat uns das erklärt. Sie
sagte: ,Wir alle haben uns das Lachen und
diesen Ton als Schutz aufgelegt.‘ Da wur-
de es schlagartig still in der Klasse. Ein
Junge sagte: ,Lasst uns den Krieg verges-
sen; er ist Vergangenheit.‘ Daraufhin
stand ein Mädchen auf und antwortete:
,Mein Onkel ist von einer Bombe getötet
worden, wie kann ich das vergessen.‘
Dennoch hat mich erstaunt, wie offen die
jugoslawischen Schüler mit uns gespro-
chen haben. Immerhin kommen wir aus
einem Land, das Jugoslawien 1999 zum
dritten Mal im 20. Jahrhundert angegrif-
fen hat.Wir sind mit unglaublicher Gast-
freundschaft aufgenommen worden; man
hat gespürt, dass die jugoslawischen Ju-
gendlichen sehr glücklich über unseren
Besuch waren. Die Menschen dort kön-
nen unterscheiden zwischen den Politi-
kern, die sie bombardiert haben, und der
einfachen Bevölkerung, die mit diesem
Krieg nicht einverstanden war.“

Wie hat sich eure Austauschgruppe zu-
sammengefunden?
Aljoscha: „Wir sind eine Schüler-Frie-
densgruppe, die sich während des Bom-
bardements zusammengefunden hat, um
gegen den Nato-Krieg zu protestieren.
Insofern war das kein üblicher Schüler-

austausch, der ja meist von den Lehrern
ausgeht. Hier war es umgekehrt: Wir als
Friedensgruppe an unserer Schule hatten
die Idee und haben dann den Lehrer an-
gesprochen. Während des Krieges gab es
auch bei uns an der Schule die üblichen
Probleme: Man muss doch eingreifen …
und so.Wir haben dann zu einem Lehrer
aus Kragujevac, als er mit einer Gewerk-
schafterdelegation in Hamburg war,
Kontakt aufgenommen und ihn in unse-
re Schule geholt. Wir sind dann vor die
Lehrerkonferenz, vor den Elternrat und
die Schulkonferenz gegangen und haben
unseren Reiseplan begründet und vertre-
ten. Alle haben ihn dann einstimmig be-
schlossen.

Gab es keine Vorbehalte oder Ängste,
zum Beispiel bei den Eltern?
Bei unseren Eltern nicht. Wir haben das
ja selbst auf die Beine gestellt. Natürlich
gab es Vorbehalte, z.B. bei der Schul-
behörde. Sie haben erst die Sicherheits-
lage geprüft, dann gaben sie einen Zu-
schuss, oder z.B. auf der Lehrerkonfe-
renz, als es beschlossen werden sollte.
„Ihr dürft euch nicht von Milosevic ver-
einnahmen lassen“, hieß es. Immer wie-
der Milosevic, Milosevic. Wir sind nicht
nach Jugoslawien gefahren,um uns in die
innere politische Situation des Landes
einzumischen. Wir wollten in Kontakt
mit Jugendlichen treten und uns mit den
Menschen solidarisieren, die die wahren
Opfer dieses Krieges sind, und das ist die
einfache Bevölkerung Jugoslawiens,
nicht Milosevic.

Wie habt ihr denn nun die Menschen er-
lebt?
Bei den Jugendlichen herrscht eine all-
gemeine Perspektivlosigkeit. Sie wissen
nicht, wie ihr Leben nach dem Schulab-
schluss weitergehen soll; in einem Land,
in dem es so gut wie keine Arbeitslätze
gibt, in dem fast die ganze Infrastruktur
zerstört ist, das wirtschaftlich und kul-
turell isoliert ist. Bei vielen Jugendlichen
bemerkt man die psychischen Auswir-
kungen des Krieges.So saß ich einmal mit
der Freundin einer unserer Gastgeberin-
nen in einem Raum,als ein Gewitter kam.
Sie bekam ein angstverzerrtes Gesicht:
„Immer bei Gewitter habe ich Angst, das
erinnert mich an Krieg.“ Bei anderen
merkst du Angstreaktionen, wenn ein
Flugzeug rüberfliegt. So zitterte bei der
Frau eines Lehrers beim Essen plötzlich
die Gabel heftig. Ein Mädchen berichte-
te uns, dass in ihrem Haus kleine Kinder
an den ersten Bombentagen aufgehört

hatten, überhaupt sie sprechen. Bis Ende
des Krieges blieben sie stumm, einfach
stumm.

Und wie war die Schulsituation?
Die Klassen sind total voll.Über 40 Schü-
lerInnen. Auch wurde in zwei Schichten
unterrichtet: eine von 8-13 Uhr, die zwei-
te von 14-19 Uhr. Einige Schulen sind
noch kaputt, und es gibt viele serbische
und Roma-Flüchtlinge aus Bosnien, dem
Kosovo, aus Kroatien. Durch die Druck-
wellen der Nato-Bomben sind die Decken
in den Klassenräumen unserer Partner-
schule beschädigt und teilweise zerstört
worden. Der Schaden ist mittlerweile je-
doch wieder behoben worden. Während
des Krieges blieben die Schulen ge-
schlossen, und bis kurz vor unserer An-
kunft fiel der größte Teil des Unterrichts
aus, da sich die meisten Lehrer in einem
Streik befanden. Dem jugoslawischen
Staat fehlt das Geld, um die Lehrer wei-
terhin zu bezahlen.

Wie bei uns nach dem 2. Weltkrieg. Habt
ihr auch über Politik gesprochen?
Natürlich. Alle lehnen durchgehend das
Nato-Bombardement ab. Die Stimmung
unter den Jugendlichen richtet sich fast
einstimmig gegen Milosevic. Interessant
ist, dass die jugoslawische Regierung
häufig in einem Atemzug mit den Regie-
rungen des Westens angeprangert wird:
„Die Nato, Clinton, Schröder, Milosevic;
die arbeiten doch all zusammen gegen
uns.“ Die Jugendlichen leisten Wider-
stand gegen jegliche Autorität, sehr auf-
fällig, auch gegen die Lehrer, null Re-
spekt. Auch im Unterricht, „ooch, die
Lehrer!“ Und gegen alle Parteien. Aber
sie wollen sich auch nicht von der Oppo-
sition vereinnahmen lassen.

Wie sind die Schüler euch denn als
deutschen SchülerInnen begegnet?
Total offen und sachlich, da wir ja auch
gegen die Nato sind. Sonst ist an der
Schule die Geschichte noch sehr leben-
dig. Sie haben dort einen Klassenraum
mit Fotos der 1941 Erschossenen, Doku-
menten und letzten Grüßen an die Eltern.
Auch der Vater des Direktors wurde da-
mals erschossen. Die Glaskuppeln des
Museums, das an das Massaker der deut-
schen Wehrmacht 1941 erinnert, sind
durch die Druckwellen der Nato-Bom-
ben fast vollständig zerstört worden. Sie
konnten bis heute nicht repariert werden,
da die finanziellen Mittel fehlen.Ich kann
das Gefühl nur schwer beschreiben, das
ich bekam, als ich mich in dieser Ge-
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Sozialhilfe verweigert:
HAMBURG. Das Bezirksamt

Altona hat in den vergange-
nen Monaten immer wieder An-

tragstellern die Sozialhilfe nach vier
Wochen verweigert. In der Begründung
hieß es „Sie können sich durch Arbeits-
aufnahme selbst helfen und haben da-
her keinen Anspruch auf Sozialhilfe“.
Arbeit gebe es genug, „dies belegt auch
ein Blick in die heutige Bildzeitung“
schrieb das Amt. „Ein sozialpolitischer
Skandal und eine Frechheit“, so kriti-
siert die Bürgerschaftsgruppe REGEN-
BOGEN – für eine neue Linke.„Die Pra-
xis der Sozialamtes Altona bedeutet die
Demontage eines sozialen Grundrechts.
Wider besseres Wissen macht sich die
Altonaer Verwaltung zum Sprachrohr
der Stammtische. Sozialhilfe soll die
menschenwürdige Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben sicherstellen. Die
Praxis in Altona hingegen macht die So-
zialhilfe zum Steigbügelhalter für neue
Niedriglohnsektoren.“ Regenbogen will
in der Bürgerschaft beantragen, dass
auch für SozilahilfeempfängerInnen
normale ArbeitnehmerInnenrechte gel-
ten und dass untertariflich entlohnte,
sozialversicherungsfreie und andere
nicht existenzsichernde Arbeitsverhält-
nisse von ihnen abgelehnt werden kön-
nen.

Ehrenbürger: MANNHEIM. In Zusam-
menarbeit mit der grünen Gemeinde-
ratsfraktion will die Initiative „Solida-
rität mit Mumia Abu-Jamal“ erreichen,
daß der mit der Todesstrafe bedrohte
Bürgerrechtler Ehrenbürger Mann-
heims wird. Einen entsprechenden An-
trag werden die Grünen am 29. Juni im
Gemeinderat stellen. Außerdem wollen
sie eine Petition des Gemeinderats er-
reichen, in der vom Gouverneur von
Pennsylvania die Freilassung Abu-Jam-
ls und die Ächtung der Todesstrafe ge-
fordert wird.

Privatisierung: STUTTGART. Die CDU-
Fraktion im Stadtrat hat beantragt, das
Amt für Abfallwirtschaft und Stadtrei-
nigung zum 1.1.2001 in einen Eigenbe-
trieb und ab 1.1.2002 in eine GmbH um-
zuwandeln, deren Anteile zu 49% an ei-
nen „privatwirtschaftlichen Dritten“
veräußert werden sollen. Damit soll das
Problem der Kostensteigerung in den
Griff bekommen werden und Ge-
bührenstabilität erreicht werden. Die
Ursachen der steigenden Kosten werden
damit jedoch nicht beseitigt, nämlich
das Abwandern der Industrie zur Billig-
entsorgung im Osten und die Unteraus-
lastung der Müllverbrennung dadurch
und durch die wachsende Mülldisziplin
der Bevölkerung.

Koalitionsvereinbarung: KÖLN. Die Ko-
alitionsvereinbarung zwischen SPD
und Grünen in Nordrhein-Westfalen

bleibt nach Ansicht des Nordrhein-
westfälischen Städtetages in wichtigen
Punkten hinter den Forderungen der
Städte zurück, die diese während der
Koalitionsverhandlungen an die künfti-
ge Landesregierung gerichtet haben.
Dringend notwendig wäre ein An-
hörungs- und Beteiligungsrecht der
kommunalen Spitzenverbände in der
Landesverfassung. Auf scharfe Kritik
der Städte stößt die Feststellung in der
Koalitionsvereinbarung, wonach sich
die finanzielle Situation der Kommunen
im Durchschnitt besser als die des Lan-
des entwickele.„Aus solchen einseitigen
Wertungen auch noch abzuleiten, dass
die Finanzbeziehungen zwischen Land
und Kommunen zugunsten des Landes
verbessert werden müssten, ist ein
Hohn“, so Stüber. Als zu vage und un-
verbindlich werten die Städte in diesem
Zusammenhang die Willenserklärung
der Koalitionspartner, bei einer Aufga-
benübertragung auf die Kommunen ei-
nen vollen finanziellen Ausgleich zu ge-
währen (Konnexität). „Denn wir haben
in den vergangenen Jahren leidvoll er-
fahren, dass uns etwa bei der Hilfe zur
Pflege im Rahmen der Sozialhilfe Auf-
gaben übertragen wurden,ohne dass die
Finanzen dem gefolgt sind“. Enttäuscht
sind die Städte auch darüber, dass  das
Land nicht die Hälfte der Infrastruktur-
Vorhaltekosten für den Öffentlichen
Personennahverkehr übernehmen will.

Umweltpolitik: BERLIN. Der Deutsche
Städte- und Gemeindebund zieht eine
ernüchternde Bilanz der bisherigen
Umweltpolitik des Bundesumweltmini-
sters. Insbesondere sei bislang nicht
festzustellen, dass der Bundesumwelt-
minister mit der Kreislaufwirtschaft
tatsächlich ernst mache.Als Beispiel ei-
ner nicht erfolgten Umsetzung notwen-
diger Regelungen bezeichnete der
DStGB die Entsorgung von Elektronik-
schrott.Folge sei eine weitgehend unge-
ordnete Entsorgung dieser Altgeräte,
was mit einem erheblichen Schaden für
die Umwelt verbunden sei. Weiter for-
dert der DStGB eine Stärkung der kom-
munalen Abfallwirtschaft. Notwendig
seien eindeutige und praxisgerechte Re-
gelungen. Nur so könne dem derzeit be-
stehenden „Mülltourismus“ über die
Bundesgrenzen hinweg wirksam entge-
gengetreten werden. Der DStGB fordert
ferner eine Überarbeitung der Ver-
packungsverordnung mit dem Ziel einer
stärkeren Verwertung und der Schaf-
fung von mehr Wettbewerb. Dies sei
dringend notwendig, um die Gebühren-
belastung für die Bürgerinnen und Bür-
ger zu reduzieren. Privatwirtschaftliche
Organisationen, die zugleich eine Mo-
nopolstellung wie die DSD AG inne hät-
ten, führten zwangsläufig zu uneffizien-
ten Leistungen zu Lasten der Bürgerin-
nen und Bürger.

(Zusammenstellung: ulj)

Kommunale

Politik
denkstätte befand. Einem Ort, der daran
erinnert, was deutsche Soldaten der ju-
goslawischen Bevölkerung angetan ha-
ben, und nun, 58 Jahre danach, durch ei-
nen Krieg unter deutscher Beteiligung
beschädigt wurde.

Wie habt ihr eure Reise finanziert?
Der Austausch ist zu großen Teilen durch
Spenden von Privatpersonen entstanden.
Einen Teil der Reisekosten haben wir je-
doch selbst bezahlt.

Wie geht es weiter?
In der nächsten Woche schreiben wir ge-
meinsam einen Bericht. Und nun berei-
ten wir den Gegenbesuch der serbischen
SchülerInnen vor. Sie sollen schon An-
fang September kommen und in unseren
Familien wohnen.Weil in Kragujevac die
meisten arbeitslos sind, weil das Auto-
werk zerstört ist, und von DM 20,- mo-
natlicher Arbeitslosenunterstützung le-
ben müssen, müssen wir sie schon einla-
den. Selbst der ,Zastava‘-Autoarbeiter
hat, wenn er denn arbeitet, nur DM 80,-
monatlichen Lohn. Dies entspricht auch
dem jugoslawischen Durchschnittsein-
kommen. Dafür sammeln wir nun Geld.
Ich sag hier mal das Konto. Treuhand-
konto Ernst Otte, Stichwort Kragujevac,
Nr. 12 36 / 12 53 97 bei der Hamburger
Sparkasse, BLZ 200 505 50. Wer toll fin-
det, was wir tun, sollte uns auch mit Geld
unterstützen. Jedenfalls soll daraus nun
eine echte Schulpartnerschaft werden.

Kontaktadresse: 

Anna Sarah Mieves, Bundesstr. 76,
20144 Hamburg, Tel. (0 40) 45 83 66,
Fax: 41 35 52 30

Jeder kann nur den Hut ziehen vor die-
sen SchülerInnen: Selbst eine solche Rei-
se zu organisieren, ist eine bestandene
Reifeprüfung und wird von keinem in-
ternationalen Test erfasst. Wie viele Vor-
urteile, Propagandabilder und Wider-
stände galt es zu überwinden. Anerken-
nenswert auch, dass „Offizielle“ hier
über ihren Schatten sprangen. Erbärm-
lich die deutsche Presse: Nur drei Jour-
nalisten erschienen zur Pressekonferenz
über die Reise in der Jahnschule – und
kein Wort von der Reise in der Hambur-
ger Massenpresse, die sonst jede lokale
Computerspende einer Firma feiert.Auch
dies ein Lehrstück in Sozialkunde. Es
geht doch nichts über Realbegegnungen
– sie sind weder durch Arbeitsblätter,
Fernsehberichte und Internet-Links zu
ersetzen. Und man kann sicher sein, dass
hier die „Sachen geklärt und die Perso-
nen gestärkt“ wurden (Hartmut von Hen-
tig), dass neue Fragen auftauchten. Da
spotte noch einer über „peoples Diplo-
macy“ oder den „Dialog von unten“. Und
die Jahnschüler haben den Schröders
und Fischers eine Lektion erteilt: Sie re-
dete mit Ihresgleichen. Das ist allemal
besser, als Bomben aus großer Höhe zu
schicken. So stelle ich mir große Politik
im Klassenzimmer vor. Horst Bethge
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Das neue
Verhandlungs-ergebnis
vom. 13.6.2000

Einkommen

Die Einkommen für ArbeiterInnen
und Angestellte werden ab 1. August
2000 um 2% und ab 1.September 2001
um weitere 2,4% erhöht.
Für die Monate April bis Juli 2000
wird eine Einmalzahlung von 100 DM
monatlich gezahlt, insgesamt 400 DM.
Beschäftigte in West und Ost erhalten
den Betrag in gleicher Höhe.
Die Ausbildungsvergütungen und
Entgelte werden ab 1. April 2000 um
2% und ab 1. September 2001 um wei-
tere 2,4% erhöht.
Laufzeit der Einkommenserhöhungen
bis 31. Oktober 2002.
Die Zuwendung bleibt auf dem Ni-
veau von 1993.

Angleichung Ost an West

Die Einkommen Ost werden an das
Westniveau in folgenden Schritten an-
gehoben:
ab 1. August 2000 auf 87%
ab 1. Januar 2001 auf 88,5%
ab 1. Januar 2002 auf 90%
Laufzeit der Angleichungsschritte bis
31.12.2002.
Die Arbeitgeber erklären sich bereit,
danach über eine weitere Tarifanglei-
chung zu verhandeln.

Zusatzversorgung

Bei der Zusatzversorgung haben die
Arbeitgeber Vorschläge der Gewerk-
schaft ÖTV aufgegriffen, die sie noch
im März abgelehnt hatten. Zum Bei-
spiel den Arbeitnehmerbeitrag zur
Zusatzversorgung bei der fiktiven
Nettoberechnung zu berücksichtigen.
Der von den Arbeitgebern geplante
Systemwechsel der Zusatzversorgung
findet so nicht statt.
Allerdings: bis Ende 2001 sollen Ver-
handlungen stattfinden, um die dau-
erhafte Finanzierbarkeit der Zusatz-
versorgung sicherzustellen. Daran hat
auch die ÖTV Interesse.
Bestehende Zusatzrenten werden ge-
sichert. Das von den Arbeitgebern ur-
sprünglich gewollte Einfrieren der
Versorgungsrenten ist bis Ende 2001
vom Tisch.

Sonstiges

Die übrigen Ergebnisse gelten weiter.
Hinzu kommen Gesprächszusagen des
Bundes
- zur sozialen Absicherung der Zivil-
beschäftigten der Bundeswehr
- zur Modernisierung des Tarifrechts
- zur Verlängerung des Umzugstarif-
vertrages (Bonn/Berlin)
weitgehend zitiert aus „Urabstimmungsinfos
2/2000“ der ÖTV 

Vielleicht hätte die Überschrift in den
letzten Politischen Berichten mit einem
Fragezeichen enden sollen. Aber der auf-
merksame Leser wird auch so gemerkt
haben, dass von anfeuernden Kampfru-
fen in dem Artikel nicht die Rede war.Was
ist in den letzten 14 Tagen geschehen?
• Die Urabstimmung bei der ÖTV brach-
te nur 76%. Zwar halten manche die
75%-Marke der ÖTV für überhöht,für ei-
nen sogenannten Erzwingungsstreik ist
dieses Quorum jedoch unerlässlich. Es
musste nicht erst in der Zeitung stehen,
dass diese 76% mit großer Wahrschein-
lichkeit zurecht gerechnet worden sind.
Alle aktiv Beteiligten haben bei den Ur-
abstimmungen gemerkt, dass eine völlig
andere Stimmung als 1992 da war und
viele nur um der Einheit willen für den
Streik gestimmt haben, weil das Schei-
tern der Urabstimmung eine zu große
Blamage gewesen wäre.
• Eigentlich war es schon sehr verwun-
derlich (wenn nicht gar fahrlässig?), dass
die große Tarifkommission das Schlich-
tungsergebnis abgelehnt hat, denn die
satzungsgemäße Rückkopplung mit den
Kreisverwaltungen hat eine mehrheitli-
che Zustimmung zur Einigungsempfeh-
lung erbracht. Allerdings hat die Mehr-
heit der Kreisverwaltungen im Osten die
Ablehnung befürwortet. Wo es nun dann
aber an Kampfeswillen bei der Urab-
stimmung gefehlt hat, bleibt dahin ge-
stellt.
• Die zwischen Urabstimmung und
Streikbeginn wieder aufgenommenen
Verhandlungen haben ein verändertes
Gesamtergebnis (siehe Kasten) erbracht,
über dessen Bewertung es heftigen Streit
gibt. So rechnen die einen vor, dass die-
ses nachverhandelte Ergebnis in der
Summe weniger wert ist als das Schlich-
tungsangebot, vor allem aufgrund der
langen Laufzeit. Die anderen sprechen
von verbessertem Angebot, u.a. weil die 4
x 100 DM eine – wenn auch kleine – so-
ziale Komponente für Einkommen bis
5000 DM darstellen.Verärgert reagierten
vor allem Beschäftigte aus dem Tarifge-
biet Ost,da die 90%-Angleichung als vor-
läufige Endmarke stehen geblieben ist.
Dass sie jetzt früher erreicht
werden, befriedigt sie nicht.

Die großen Tarifkommissio-
nen von ÖTV und DAG emp-
fehlen Annahme. Dies dürft
insbesondere dem schlechten
Urabstimmungsergebnis ge-
schuldet sein. In den Medien
wurde Stimmung gegen den
Streik geschürt, der als über-
flüssig bezeichnet wurde.

Das neue Verhandlungser-
gebnis ist aber auch besser,
wenngleich es wahrscheinlich,
wie die Medien berichten, in

der Summe nicht höher ausfällt:
– Für die Monate April bis Juli gibt es je-
weils 100 DM, Ost wie West. Dies ist wie
bereits erwähnt eine gewisse soziale
Komponente,schließlich sind ca.70% der
Beschäftigten im einfachen und mittle-
ren Dienst und diese befinden sich alle-
mal unterhalb der 5000-Mark-Grenze,ab
der die 2% mehr Geld bringen würden.
Im Osten gilt dies um so mehr.
– Ab 1. August gibt es eine prozentuale
Erhöhung um 2%, ab 1. September 2001
eine weitere um 2,4%. Die prozentualen
Tariferhöhungen werden tabellenwirk-
sam, somit höher die jetzig vereinbarten
2% und 2,4% besser als die ursprüngli-
chen 1,8% bzw. 2,2%. Die lange Laufzeit
schmälert dies zwar wieder. Unbegrün-
det dürfte jedoch die Auffassung oder
Angst sein, dass das Tarifergebnis durch
die Inflationrate überholt würde. Sollte
dies der Fall sein, so gibt es in der ge-
werkschaftlichen Tarifarbeit Beispiele,
wie man damit umgehen kann, nämlich
mit Nachforderungen.
– Die Angleichungsschritte Ost an West
erfolgen etwas langsamer am Anfang,en-
den aber früher und vor allem haben sich
die Arbeitgeber bereit erklärt, danach
über eine weitere Tarifangleichung zu
verhandeln.Außerdem wurde in Aussicht
gestellt,dass über eine Anpassung bei der
Arbeitszeit geredet werden kann – so va-
ge dies auch ist.
– Bei der Zusatzversorgung hängt alles
von den weiteren Verhandlungen ab, die
bis Ende 2001 stattzufinden haben. Bis
dahin sind die von den Arbeitgebern ge-
forderten Verschlechterungen sind weit-
gehend vom Tisch. Somit ist die Forde-
rung der ÖTV nach Raushalten der Zu-
satzversorgung weitgehend erfüllt.

Nach diesem Urabstimmungsergebnis
und der Annahmeempfehlung durch die
große Tarifkommission kann man mit Si-
cherheit davon ausgehen, dass die erfor-
derlichen 25% bei der ÖTV erreicht wer-
den. Das Problem wird eher darin beste-
hen, dass sich nicht mehr viele beteiligen
werden, was dann sowohl die Befürwor-
ter wie die Kritiker des Verhandlungser-
gebnisses für sich reklamieren werden.

Es wird keinen Arbeits-
kampf geben – aus meiner
Sicht ein Glück, denn die In-
teressen waren zu verschieden
und die Spaltungsgefahr viel
zu groß: Der Westen wollte
mehr Geld, der Osten die An-
gleichung, die Älteren wollten
keine gekürzte Zusatzversor-
gung, und die Jüngeren hatten
kaum Gewicht. Und so wird
die ÖTV zwar keinen verlore-
nen Arbeitskampf haben, aber
der interne Streit wird heftig
weiter gehen. har

Nach dem Schlichtungsspruch

Erneut Urabstimmung im ö.D. 
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Sonntag 2. Juli von 13.oo h bis 18 Uhr
in den Räumen der iranischen Gemeinde
„KARGAH“ Zur Bettfedernfabrik 1
Hannover Linden (Faust-Gelände)
Kontakt: Heinz-Günter Lang/Postfach 1201/
64660 Alsbach-Hähnlein Tel. 06257/1468 
Ewald Wehner/Paul-Gerhard-Ring 15/
60528 Frankfurt/M Tel. 069/6661867 und
Fax 66122799 
AG Sozialpolitik
Informationen zur AG Sozialpolitik bei bach-
mann.hamburg@t-online.de
Oder FAX 040 429 36 914 (Andreas Bach-
mann)
Anmeldungen für den 2.7.erwünscht! 
http://www.labournet.de/

Wegbeschreibung:
ab Hannover Hbf.: Strassenbahn Nr. 10 in
Richtung Ahlem – Aussteigen Station Lein-
austrasse in die Leinaustrasse einbiegen
und dann ca. 5 Min zu Fuß bis zum Faust-
gelände.

Tagesordnung für den 2.Juli :

Alternativen zur Renten- und Arbeitsmarkt-
politik der rot-grünen Bundesregierung (II)
– Inhaltliche Vorbereitung auf den
Herbst/Winter-Kongreß der Gewerkschafts-
linken 
– Bewertung der rot-grünen Rentenkonzep-
tion vom 30.Mai
– Sofern erforderlich: Schlußredaktion des

flyers Solidarische Rentenversicherung
– Veranstaltungsplanungen zum Thema So-
lidarische Rentenversicherung 
– Kampagne des Runden Tisches der Er-
werbsloseninitiativen
– Niedriglohnsektor 

Zur Zeit erstellt die AG eine kompakte
Broschüre zur Rentenpolitik, Inhalt:

• Einleitung • Systemwechsel in der Sozia-
len Rentenversicherung von der Umlage zur
Kapitalversicherung • Vorruhestandspolitik
aus betrieblicher Sicht, Arbeitsbedingungen
für „Junge“ und „Alte“ • Kritik der Renten-
konsensrunde in Berlin • Alternativen in
und mit der Sozialen Rentenversicherung

Linker Dialog in Köln

„Allzweckwaffe 
Globalisierung“
Unter diesem Titel trafen sich am 5. Juni in
Köln rund 50 am „Linken Dialog“ interes-
sierte und beteiligte GewerkschafterInnen.

In linken Kreisen gehört ja bekanntlich
alles irgendwie zusammen.In diesem Fall
waren die Beziehungen gar nicht so fern:
So wurde ein Resümee der Metalltarif-
runde vorgetragen vom Atlas Copco Be-
triebsratsmitglied Udo Bonn, des Wider-
standes bei Opel-Bochum gegen die Fol-
gen des Joint Ventures mit Fiat vom Opel
Betriebsrat Wolfgang Schaumburg und
von Marie Paule Connon ein Bericht über
die Euromärsche und linke Brüsseler In-
itiativen beim IGB unter dem Titel
„Allzweckwaffe Globalisierung“ abge-
arbeitet.

Es gelang und es entspann sich unter
reger Beteiligung der Anwesenden ein in-
teressanter Meinungsaustausch den eine
Teilnehmerin treffend charakterisierte:
Dass Gewerkschafter überhaupt noch
über Sozialismus und Utopien diskutie-
ren, ist schon eine echte Erholung.

Tarifrunden haben natürlich immer
dann etwas Ödes, wenn sie von Gewerk-
schaften geführt werden, die meinen, die
Interessen der Beschäftigten den Anfor-
derungen der Globalisierung unterord-
nen zu müssen. Dies wiegt besonders de-
primierend, wenn diese Gewerkschaften
mit ihrer Unterstützung von Outsour-
cing- und Outplacement-Programmen
kräftig dazu beitragen, ihr Klientel im-
mer weiter zu verringern. (Bestenfalls
gibt man sich noch zur Vertretung der
outgesourcten Stammbelegschaften her –
wie bei Ford – dann ist aber Schluss! Es
wäre ja noch schöner, wenn man die Be-
reiche zur Kostensenkung outsourcen
würde, und anschließend ihre Interessen
als Gewerkschafter verträte. Das gäbe
aber Krach im Aufsichtsrat – und den
kann man in diesem Moment vermutlich
„bei Gott“ nicht gebrauchen.). Trotzdem

haben Tarifrunden auch ihre Innensicht,
die Udo Bonn damit charakterisierte: 

• Es wird keine Basisarbeit geleistet
und damit die Basis demobilisiert und in
eine rein defensive Rolle gedrängt.

• Es werden die Regeln der innerge-
werkschaftlichen Demokratie missach-
tet, indem statt mit innergewerkschaftli-
cher Meinungsbildung und Entschei-
dungsfindung mit Pressekommuniques
operiert wird

• Es wird mit der Reduktion auf die
Kernbelegschaften das angesprochene
Klientel und als Folge von allen dreien die
Mitgliedschaft verringert.

Das Unangenehme ist, wir haben we-
nig Mittel,etwas dagegen zu tun; und sich
darüber freuen, dass sie damit den Ast
absägen, auf dem sie sitzen, nützt wenig:
Einmal kann sowas ausgesprochen lange
dauern – der Kapitalismus sollte auch ei-
gentlich schon eine Weile tot sein – zum
zweiten haben wir zur Zeit nichts Besse-
res in der Reserve.

Ermutigender als das Tarifrundener-
gebnis war dann schon der Bericht von
Wolfgang Schaumburg von Opel. Mehre-
re spontane Arbeitsniederlegungen,mas-
senhafte „Besuche“ von Kollegen bei der
Vertrauensleutesprechstunde signalisie-
ren: Was Unternehmensleitungen unter
dem sog. „Druck der Globalisierung“ für
erforderlich halten, wird an der Basis
nicht unbedingt geteilt. Eine linke Be-
triebsratsformation tut das Ihre dazu,
dass dieser Widerstand nicht am Ver-
handlungstisch zerredet und zerrieben
wird, dass die „Sozialpartnerschaftsspe-
zialisten“ die Karten ab und zu auflegen
müssen und die Konkurrenz zwischen
den Standorten abgebaut wird. Ange-
sichts dieser Lage ist es als Erfolg anzu-
sehen, dass demnächst gemeinsame Ak-
tionen der Belegschaften vom Opel-Werk
I und II stattfinden werden. Bemerkens-
wert ist die ausgezeichnete Darstellung
der Auseinandersetzung mit aktuellen
Kommentaren, Presseübersichten aus
Bochum, Turin und den USA zu diesem
Konflikt im Internet unter www.labour-
net.de.

Beim derzeitigen Diskussionsstand in

der Linken ist es wenig verwunderlich,
dass Wolfgang Schaumburg die eigene
Schwäche bei der Darstellung von „hoff-
nungsvollen Ausblicken“ zugeben mus-
ste. Auch da ist es immerhin bemerkens-
wert, dass linke Gewerkschafter über
Entgelt, Arbeitsplatz und Fusion hinaus
noch nach darüber hinausgehenden Per-
spektiven suchen.

Marie Paule Connon berichtete vom
Stand der Euromärsche, den Vorberei-
tungen auf Nizza im Dezember diesen
Jahres und damit verbundene Initiativen
der linken Szene innerhalb des IGB in
Brüssel.

Nach einer anfänglichen Klage,dass es
zu wenig um Globalisierung und zuviel
um Tagesauseinandersetzungen gegan-
gen sei, und Beiträgen zur Unterstützung
des Kampfes der ÖTV-Kolleginnen und
Kollegen, wurde in der Diskussion mehr
und mehr herausgearbeitet, dass es nicht
reicht, über die Erpressungen unter dem
Pseudonym „Globalisierung“ zu klagen,
sondern dass wir nicht umhin kommen,
eine linke Strategie und Perspektive in
den derzeitigen Auseinandersetzungen
zu entwickeln.

Es entspann sich eine Kontroverse
zwischen der Position eines primär an-
zustrebenden Kampfes um Arbeitszeit-
verkürzung und der Forderung, dass lin-
ke Gewerkschafter sich von der reinen
Betriebs- und Gewerkschaftspersprekti-
ve auch den lokalen und regionalen In-
itiativen und Einrichtungen zuwenden,
die außerhalb dieser Sphären nach wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Al-
ternativen suchen. Es wurden da Bei-
spiele US-amerikanischer Gewerkschaf-
ten und der CUT genannt. Nicht geführt
wurde die Diskussion mit der eingangs
geforderten feministischen Sichtweise.
Ohne die ist die ganze Sache sowieso per-
spektivlos.

Um die Debatte weiter zu führen,wur-
de vorgeschlagen, noch in diesem Jahr ei-
nen Abend zu diesem Thema vorzuberei-
ten.

Eine bescheidene Perspektive, aber
immerhin eine.

pb

Initiative zur Vernetzung der Gewerkschaftslinken – Einladung zum 2. Treffen in Hannover
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Als vor drei Jahren Wal-Mart, die größte
Einzelhandelskette der Welt, mit der
Übernahme von Wertkauf in den Kampf
um Marktanteile in Deutschland eintrat,
machte das Unternehmen einerseits
durch die aggressive Preispolitik und an-
dererseits vor allem durch seine
„Führungs-Kultur“ von sich reden. Die
Beschäftigten werden intensiv mittels
psychologisch ausgetüftelter Methoden
auf das oberste Konzernziel eingeschwo-
ren. Beim („freiwilligen“) Morgen-Ap-
pell stehen die „morning-cheers“ auf
dem Programm: „Wer ist die Nummer
Eins? – Der Kunde, der Kunde, der Kun-
de!“ Szenen wie bei religiösen Bekeh-
rungsveranstaltungen konnte man zur Il-
lustration der neuen Wal-Mart-
Führungsstrukturen im Fernsehen beob-
achten. Wer in den Wal-Mart Häusern,
z.B.dem ehemaligen Wertkauf auf der Vo-
gelstang einkauft, gewinnt leicht den
Eindruck, Zeuge einer permanenten
Olympiade der Beschäftigten zu sein:
„Champion of the week“ prangt da auf
dem Sweatshirt einer Kassiererin. Ande-
re tragen Buttons „Unsere Leute machen
den Unterschied“. Das alles, damit Wal-
Mart vermittels einer möglichst hoch mo-
tivierten Belegschaft weltweit die Num-
mer Eins in Umsatz und Profit bleibt und
noch mehr Abstand zu den Verfolgern be-
kommt.

Grundlegend ist für Wal-Mart neben
der erfolgreichen Anziehung riesiger
Kundenströme seine Macht als Einkäu-
fer, der bei seinen Lieferanten die Mar-
gen entsprechend drücken kann.Teilwei-
se agiert Wal-Mart jedoch auch selbst als
Hersteller seiner Waren, besonders in
Textilien, „natürlich“ in Fernost.

Ein Schlaglicht auf die Hintergründe
der „Käufer-Paradies“-Preise werfen die
folgenden zwei Berichte, die Dr. Heiner
Köhnen (TIE) in „Das System Wal-Mart“,
mitteilt, und die wir im folgenden doku-
mentieren.

Das Aufzeigen solcher Zusammenhän-
ge wie hier am Beispiel Wal-Mart ist im
übrigen Gegenstand eines in Gründung
befindlichen Arbeitskreises „Gewerk-
schaften International“. Die Initiative
dazu geht von der Gewerkschaft hbv
Mannheim/Heidelberg aus. (tht)

Der Fall Beximco in der Freien Produkti-
onszone in Dhaka, Bangladesch

Als „Freie Produktionszonen“ werden
industrielle Enklaven zumeist in der
Dritten Welt bei bezeichnet, in denen in
der Regel ausländische Investoren unter
besonders günstigen Bedingungen für
den Export produzieren. Sie können
bspw. Waren und Rohstoffe zollfrei ein-
führen, erhalten Steuererleichterungen
auf Umsatz und Gewinn, subventionier-
te Gebäude und Land und vielmals ar-
beitsrechtliche Ausnahmeregelungen. In
den Freien Produktionszonen Banglade-

schs sind Gewerkschaften
verboten. Betriebs- oder
Tarifvereinbarungen gibt
es nicht.

Wal-Mart zahlt keine
Steuern (obwohl im Ge-
schäftsjahr 1999 der Um-
satz Wal-Marts 36 mal
größer als der Staatshaus-
halt Bangladeschs war).
Beximco, ein Textilherstel-
ler Wal-Marts, der in Dhaka ca. 1.000 Ar-
beiterInnen – zu 80% Frauen – beschäf-
tigt, verstößt in mehreren Fällen gegen
die arbeitsrechtlichen Normen des Lan-
des. Nach geltendem Arbeitsrecht in
Bangladesch beträgt die wöchentliche
Höchstarbeitszeit 60 Stunden (48 Stun-
den Normalarbeitszeit plus 12 mögliche
Überstunden). In einer Woche muss es ei-
nen freien Arbeitstag geben, die Über-
stunden müssen mit dem doppelten
Stundenlohn bezahlt werden.

Menschenrechtsgruppen in den USA
hatten dagegen aufgedeckt, dass bei Be-
ximco zum Teil 87 Stunden pro Woche ge-
arbeitet wurde (125 Stunden an 7 Tagen)
und nur bis zu 80 Stunden mit weniger
als einem Drittel des gesetzlich festge-
setzten Überstundenzuschlags bezahlt
wurden (vgl. National Labor Committee
1999). Die tägliche Arbeitszeit war zwi-
schen 7.30 Uhr und 20.00 Uhr. Bei hoher
Auftragslage wurden die Beschäftigten
auch gezwungen, nach 20.00 Uhr – die
ganze Nacht über – weiter zu arbeiten.
Der gesetzliche Mindestlohn für Nähe-
rinnen in der Produktionszone beträgt 33
Cents die Stunde, knapp 70 Dollar im
Monat. Beximco zahlte dagegen Zwi-
schen 9 und 20 Cents die Stunde ohne
Krankenversicherung oder Mutter-
schaftsurlaub, d.h. zwischen 18,56 und
41,24 Dollar im Monat und damit zwi-
schen 40% und 75% unter dem gesetzli-
chen Mindestlohn. Der gesetzliche Lohn
für Überstunden bringt 66 Cents die
Stunde. Beximco bezahlte 20 Cents.

Die übrigen Arbeitsbedingungen sind
katastrophal. In der Fabrik gibt es kein
medizinisches Personal. Der Zugang zu
Toiletten unterliegt Restriktionen: Die
Beschäftigten benötigen eine Erlaubnis,
und die Zeiten der Nutzung werden no-
tiert. Im Arbeitsalltag besteht Druck, die
Produktionsquoten zu erreichen. Die
Frauen werden angeschrieen und Be-
schäftigte, die sich wehren, werden ent-
lassen. Im Dezember 1998 wurde 20 Ar-
beiterInnen gekündigt, nachdem sie sich
geweigert hatten, nach ihre Tagschicht
von 12,5 Stunden noch je eine weitere 12-
Stundenschicht in der Nacht zu arbeiten
(vgl. ebenda).

Wal-Mart gibt vor, Herstellern einen
Verhaltenscode aufzuerlegen, der Arbei-
ter- und Menschenrechte garantieren
soll. Zu geringem Erstaunen ist dieser al-
lerdings in Bangladesch unbekannt.

Schadensersatzklage wegen 
verheerender Arbeitsbedingun-
gen bei Zulieferern
1999 haben Gewerkschaften
und Menschenrechtsgruppen 18
Einzelhandelsunternehmen,
darunter Wal-Mart, vor dem
Bundesgericht und zwei Lan-
desgerichten in Kalifornien und
Saipan verklagt, für verheeren-
de Arbeitsbedingungen bei Tex-
tilherstellern auf der US-ameri-
kanischen Insel Saipan im Süd-
pazifik verantwortlich zu sein.
Aus Saipan werden jährlich Wa-

ren im Wert von ungefähr einer Milliarde
US$ in die USA geschickt,wesentlich bil-
liger als Importprodukte aus China oder
den Philippinen. Dies war das erste Mal,
dass US-Unternehmen mit Hilfe der Ge-
setze gegen das organisierte Verbrechen
mit dem Vorwurf angeklagt wurden, ver-
antwortlich für die Misshandlung von
über 50.000 Beschäftigten in ausländi-
schen Unternehmen auf US-Boden zu
sein und davon profitiert zu haben. Un-
ter Herstellern hat Saipan den Ruf als
Quelle für billige, qualitativ hochwertige
Textilien, da diese Insel von gesetzlichen
Mindestlöhnen und restriktiven Einwan-
derungsgesetzen ausgenommen ist.

Die Meldung der Nachrichtenagentur
Reuters liest sich wie ein Sklavenbericht.
Unter dem Label „Made in the USA“
werden vor allem junge Frauen aus Chi-
na, Bangladesch,Thailand oder den Phi-
lippinen mit dem Versprechen nach Sai-
pan gelockt,dass sie qualifizierte und gut
bezahlte Arbeit in den USA erhielten.
Zum Teil haben sie zwischen 2.000 uni
7.000 Dollar Vermittlungsgebühr be-
zahlt, nur um in der „Hölle zu landen“.
Sie arbeiten vielfach 12 Stunden am Tag,
7 Tage die Woche, zu 3 Dollar die Stunde
und werden zu manchmal unbezahlten
Überstunden gezwungen.

In den letzten 5 Jahren wurden Her-
steller mehr als 1000 mal gerichtlich vor-
geladen, weil sie US-Arbeits-, Gesund-
heits- und -Sicherheitsbestimmungen
missachteten und schwere Verletzungen
oder Unfalltod in Kauf nahmen 

Untergebracht werden die Frauen in
verwahrlosten Baracken und Siedlun-
gen, bis zu sieben Personen in einem
Raum. Die Siedlungen sind mit Stachel-
draht umgeben und werden von bewaff-
neten Guards bewacht.Die Frauen haben
in der Regel Ausgangssperre und es ist ih-
nen verboten, sich mit Männern zu tref-
fen oder zu heiraten. Frauen, die schwan-
ger waren, wurden zur Abtreibung ge-
zwungen. Bei Missachtung der Verbote
oder bei Klagen werden die Frauen ein-
geschüchtert, geschlagen oder mit Aus-
weisung bedroht.

Bei der Schadensersatzklage gegen die
Einzelhändler geht es um 1 Milliarde
US$. Die Summe fiele allerdings dreimal
so hoch aus, wenn die Einzelhändler un-
ter dem Gesetz gegen das organisierte
Verbrechen verurteilt würden (vgl. Reu-
ters vom 14.01.99).

Wal-Mart

Hintergründe eines „Einkaufs-Paradieses“
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Zweite Gewerkschaftskonferenz der Ost-
seeanrainerstaaten
LÜBECK. Die Gewerkschaften der Ost-
seeanrainerstaaten fordern „mehr be-
schäftigungs- und sozialpolitische Kon-
zepte für die Gestaltung der Ostseeregi-
on.“ Auf ihrer zweiten Konferenz am
20./21. Mai verglichen Vertreter von 21
Gewerkschaftsdachverbänden arbeits-
marktpolitische Instrumente und
tauschten Erfahrungen aus. Peter
Deutschland, Vorsitzender des DGB
Nord, wies daraufhin, daß keine Region
über eine derart augenfällige soziale und
ökonomische Disparität verfüge, wie der
Ostseeraum. Die Gewerkschaften, die
nach eigenen Schätzungen rund um die
Ostsee etwa 20 Millionen Mitglieder ha-
ben, wollen eine stärkere Berücksichti-
gung von beschäftigungs- und sozialpo-
litischen Konzepten durch die Politik er-
reichen. Andernfalls sei eine demokrati-
sche und partnerschaftliche Gestaltung
der Ostseeregion, in der etwa 60 Millio-
nen Menschen leben, nicht möglich sag-
te Deutschland. Gerade wenn die Bun-
desregierung im Juli den Vorsitz im Ost-
seerat übernehme, würden die Gewerk-
schaften nicht akzeptieren,daß nur Wirt-
schaftsverbände berücksichtigt und
Wirtschaftsthemen in der Ostseepolitik
berücksichtigt würden. Uno Westerlund
von der schwedischen Gewerkschaftsor-
ganisation TCO betonte in Lübeck die
Zusammenarbeit: „Wir kennen die Rich-
tung, doch wir sind noch am Anfang. Die

Kollegen aus den baltischen Staaten, aus
Russland und Polen müssen jetzt ihre Be-
dürfnisse deutlich  machen, um wirklich
konkrete gemeinsame Wege zu finden“,
betonte Westerlund.

Gemeinsame Plattform der Ostsee-Ge-
werkschaften

Bereits im Juli 1999 verabschiedeten in
Helsinki 18 Vertreter eine gemeinsame
„Plattform der Ostseegewerkschaften“.
In dieser „Vision Baltic 2010“ werden
Vorstellungen „für mehr Beschäftigung,
soziale Demokratie und eine gemeinsa-
me Entwicklungsperspektive für die
Menschen im Ostseeraum“ zusammenge-
tragen. Es sind Bestimmungen für „Prin-
zipien der gegenseitigen Kooperation“.
Die Ostseeregion müsse sich in eine eu-
ropäische Region, die durch demokrati-
sche und faire Gesellschaften charakte-
risiert wird, entwickeln. Die soziale Di-
mension müsse in den Prozess der Inte-
gration und Transformation implantiert
werden. Ohne Sozialstaatlichkeit und ei-
ne gegen die Arbeitslosigkeit gerichtete
Politik würden die Ziele von Integration
und Transformation gefährdet. Nur mit-
tels einer wirklich demokratischen und
auch sozial gerechten Gesellschaftsord-
nung würde eine stabile Entwicklung der
Ostseeregion erreichbar sein. Falls dies
nicht gelänge, birge die extrem heteroge-
ne und ungleiche Entwicklung in der
Ostseeregion große Risiken. In diesem
Zusammenhang stehe auch zu befürch-

Zahl der Auslandshan-
delskammern wächst. –

HB, Mittwoch, 7.6.2000. –
Das weltweite Netz der deut-

schen Handelskammern wird immer
dichter. Hauptgeschäftsführer des
DIHT, F. Schoser teilt mit, die Zahl der
Anfragen sei mittlerweile auf über
700000 pro Jahr gewachsen. Gerade
sei ein neues Delegiertenbüro in Li-
tauen von Bundeskanzler Schröder
eröffnet worden, im August komme ei-
nes in Kroatien hinzu. Damit seien die
Auslands-Handelskammern das mit
Abstand wichtigste Instrument für die
Unterstützung der deutschen Wirt-
schaft steuert das Bundeswirtschafts-
ministerium 55 Mio. DM etwa ¼ des
Etats der Auslandhandelskammern
dazu.

„Wettbewerb der Steuersysteme“. –
HB, Dienstag, 13.6.2000. – BDI-Präsi-
dent H.-O. Henkel kritisiert statisti-
sche Angaben der EU, wonach die tat-
sächliche steuerliche Belastung der
deutschen Körperschaften geringer
sei als im EU-Durchschnitt. Sie ent-
hielten weder die Gewerbesteuer noch
den Solidarzuschlag. In der geplanten
EU-Erweiterung sieht Henkel eine
Chance zur Sicherung der europäi-
schen Konkurrenzfähigkeit. Henkel
zog als Vergleich die positiven Ent-
wicklungen in den USA und Mexiko
seit der Gründung der Nordamerika-
nischen Freihandelszone heran. Da-
durch, dass westdeutsche Unterneh-
men Arbeitskräfte aus den Kandida-
tenländern einsetzten, spürten die
westdeutschen Unternehmen den
heilsamen Zwang, die verkrusteten
Arbeitsmärkte zu liberalisieren und
überfällige Strukturreformen voran-
zutreiben. „Für die Unternehmen
eröffnet sich die Chance, dem bereits
zu beobachtenden Facharbeiterman-
gel zu entgehen,“ so Henkel.

BDI-Chef fordert Verkauf von Lan-
desbanken und  Sparkassen. – H.-O.
Henkel (BDI) hat  eine radikale Re-
form des öffentlich-rechtlichen Fi-
nanzgefüges in Deutschland gefor-
dert. Landesbanken und Sparkassen
könnten im europäischen  Wettbewerb
nur bestehen, wenn sie schnell priva-
tisiert würden. „Die politische Kon-
trolle über den öffentlichen Finanz-
sektor, die Deutschlands Politiker mit
Daseinsvorsorge begründen, passt
nicht mehr in dieses Jahrhundert“, so
Henkel. Er forderte zudem eine Ver-
schlankung des Systems.Die Abschaf-
fung einzelner Landeszentralbanken
würde dem Steuerzahler viel bringen.
„Dort werden über 10 000 Menschen
beschäftigt mit neun volkswirtschaft-
lichen Abteilungen und neun Presse-
abteilungen“, so Henkel.

Presseauswertung: rst

Wirtschafts-

presse
„Ohne Sozialpolitik keine demokratische
Gestaltung der Ostseeregion“ 

Ostseegewerkschaften 
fordern demokratische und
faire Gesellschaften
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ten, dass die sozialen und arbeitsrechtli-
chen Standards auch innerhalb der EU
und den westeuropäischen Standards
untergraben würden.

In der Beurteilung der gegenwärtigen
Politikziele des Ostseerates und der Eu-
ropäischen Kommission seien Elemente
einer aktiven Beschäftigungspolitik und
einer stabilisierenden Sozialpolitik nicht
in Ansätzen erkennbar.Notwendig sei ein
eindeutiger Paradigmawechsel einer in-
tegrierten Regional-, Struktur-, Beschäf-
tigungs- und Sozialpolitik für den ge-
samten Ostseeraum, der eine wirksame-
re Abstimmung gewerkschaftlicher Poli-
tikziele und Interessenwahrnehmung ge-
genüber den Wirtschaftsvertretungen,
der Europäischen Kommission, dem Eu-
ropäischen Parlament, dem Ostseerat
und der Fachministerkonferenzen vor-
aussetze.

Insbesondere sei es nicht tragbar, daß
es im Rahmen der strukturierten Zusam-
menarbeit auf ministerieller Ebene bis-
lang keinen Ausschuß der Arbeits- und
Sozialminister gebe. Für die Ostseeregi-
on insgesamt sollten die fundamentalen
ILO-Konventionen Anwendung finden
und insbesondere die Europäische So-
zialcharta zur Geltung kommen.Die For-
derung des europäischen Gewerk-
schaftsbundes an die EU-Kommission,
ein Weißbuch zur sozialen Lage und zur
Sozialpolitik der Beitrittsländer zu erar-
beiten, wird unterstützt. Die Erweite-
rung der EU dürfe der dringend notwen-
digen Weiterentwicklung und Auswei-
tung der Europäischen Sozialpolitik
nicht im Wege stehen oder diese blockie-
ren. Die Gewerkschaften lehnen in die-
sem Zusammenhang die Strategie der
Werbung um Investitionen durch niedri-
gere Standards im Bereich der Arbeit ab.

Gefordert wird ein integriertes Be-
schäftigungsprogramm für den Ostsee-

raum,welches die mehrjährigen beschäf-
tigungspolitischen Aktionsprogramme
der jetzigen EU- Mitgliedstaaten koordi-
niert, die Beitrittsländer unter Beteili-
gung der Sozialpartner auf solche Pro-
gramme verpflichtet, und die russischen
Regionen mit wirtschafts-, struktur- und
beschäftigungspolitischen Maßnahmen
bei der Bewältigung des Transforma-
tionsprozesses und den Folgen für die Be-
schäftigten unterstützt.

Bei den Strukturen gewerkschaftli-
cher Kooperation und Interessenvertre-
tung seien es gerade die Vielzahl der heu-
te in der Ostseeregion durchgeführten ge-
werkschaftlichen Projekte, Kooperati-
onsforen,Netzwerke und Einzelmaßnah-
men, die zunehmend die Frage nach For-
men und Strukturen der Koordinierung
und Konzentration aufwerfen würden.
Die Ostseekonferenz der Vorsitzenden
der Gewerkschaftsbünde sollen in Zu-
kunft in Verbindung mit den Treffen des
Ostseerates der Staats- und Regierungs-
chefs veranstaltet werden. Hier soll auf
die bestehende Struktur des Nordischen
Gewerkschaftsrates zurückgegriffen
werden. In einem Anhang werden detail-
lierte Forderungen zu einer beschäfti-
gungsorientierten Innovationsstrategie,
zu einer umfassenden Ausbildungs-  und
Arbeitsmarktoffensive, für eine Politik
sozialer Mindeststandards, zur Förde-
rung der Chancengleichheit, zur Förde-
rung des sozialen Dialogs benannt. In ei-
ner Heranführungsstrategie zur Förde-
rung der Freizügigkeit müssten die ar-
beitsrechtlichen Standards von Aufnah-
meländern auch für Arbeitsmigranten
gelten. Die europäischen Gewerkschaf-
ten und ihre Mitgliedsorganisationen
rund um die Ostsee fordern rechtzeitige
Information und Konsultation sowie Be-
teiligung in allen die Arbeitnehmer be-
treffenden Fragen.

Landesregierung setzt
auf Einbindung
In einer ersten Reaktion würdigte Mini-
sterpräsidentin Simonis die Konferenz
als einen Beitrag zur Zusammenarbeit in
der Ostseeregion. Im Zuge der EU-Oster-
weiterung müsse es gelingen, nicht nur
neue Marktzugänge zu schaffen, sondern
soziale Standards auch verbindlich zu
verankern. Es sei eine Frage an alle Ak-
teure in der Ostseepolitik, wo und was sie
zum Beseitigen der sozialen Schieflage
zwischen den einzelnen Staaten beitra-
gen könnten. Tatsächlich stehen die sehr
verhaltenen Versuche einer Gewerk-
schaftskooperation konträr zu dem, was
gerade auch unter maßgeblicher Beteili-
gung der schleswig-holsteinischer Lan-
desregierung forciert wurde: eine von
Deutschland ausgehende Expansion
nach Osten, die sich unter Einbindung
Dänemarks und Schwedens als Ostsee-
kooperation versteht. In diesem Konzept
waren Gewerkschaften als Gestaltungs-
faktor ausgeblendet. Der Bericht der
Landesregierung über die Aktivitäten im
Ostseeraum für 1997 sind 10 EU-geför-
derte Ostseeprojekte in Schleswig-Hol-
stein mit insgesamt 7 Mio DM ausgewie-
sen, von denen das „DGB-Netzwerk Ar-
beits- und Gesundheitsschutz – südliche
Ostsee“  gerade mal mit 50 000 DM ge-
fördert wird. Den Gewerkschaften als
Akteure im Ostseeraum, obwohl sie ge-
rade erst dabei sind,ihre Interessen zu ar-
tikulieren, eine Verantwortung für die
Ausnutzung der sozialen Schieflage an-
zudichten,ist von Simonis geschickt,weil
dadurch nicht nur der Unbeteiligte zum
Komplizen wird, sondern ihm gleichzei-
tig die Sicht des Täters eingepflanzt wer-
den soll. rua)
Pinneberger Tageblatt v. 22.5.00, „Vision Ostsee
2010, gemeinsame Plattform der Ostseegewerk-
schaften, Juli 1999

Bild oben:
Mare nostrum:
Oslo, Rathaus –
Der Weg in die 
Idylle, Fresko der
Gewerkschaften
(1995)

Bild unten: Bauer
in Ziema Chelm-
ninska, Polen
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Die Mehrheit der Mitglieder,
Sympathisanten und Sym-

pathisantinnen der PDS
Hamburg waren am 17. Juni

nicht bereit,dem Kurs des ausschließlich
vom Kreis um die studentische Liste
Links gestellten Arbeitsausschusses zu
folgen und über Gott und die Welt zu dis-
kutieren, als gebe es die ernsthaften Pro-
bleme im Landesverband nicht.Nach der
Einladung zu dieser Landesversamm-
lung hatten Mitglieder des Linken Dia-
logs in der PDS Hamburg fristgerecht ei-
nen Antrag zur Änderung der Tagesord-
nung vorgelegt, der neben der Entwick-
lung der weiteren Arbeit die Punkte Ab-
wahl des alten und Wahl eines neuen Ar-
beitsausschusses beinhaltete.Dieser An-
trag trug der Tatsache Rechnung, dass
viele Mitglieder mit dem Zustand des
Landesverbandes zutiefst unzufrieden
sind: Er unterstützt die Kritik an und den
Widerstand gegen die herrschende Poli-
tik kaum,die Arbeit von Mitgliedern und
Gliederungen bzw. Zusammenschlüssen
findet, bestenfalls, keine Unterstützung
und wird oft genug durch den Arbeits-
ausschuss blockiert. Ein ähnlicher An-
trag wurde kurz darauf von weiteren
Mitgliedern eingereicht. Doch der Ar-
beitsausschuss weigerte sich in krassem
Bruch der Landessatzung, die Anträge
zu verschicken, und verhinderte so, dass
die Versammlung über die Alternativan-
träge überhaupt abstimmen konnte. –
Nicht verhindern konnte der Kreis um
die Liste Links am 17. Juni jedoch – trotz
des Versuchs,die Landesversammlung zu
sprengen, dass die Landesmitgliederver-
sammlung mehrheitlich beschloss: Eine
weitere Landesversammlung wird sich
am 15. Juli mit Tagesordnungspunkten
zur Kritik der bisherigen und Entwick-
lung der zukünftigen Arbeit,Abwahl des
alten und (wenn diese erfolgt) Neuwahl
eines Arbeitsausschusses befassen. Wie
hart dieser Beschluss erkämpft werden
musste, zeigt die Tatsache, dass über
sechs Stunden um die Konstituierung
der Mitgliederversammlung gerungen
werden musste und dass er dann schließ-
lich gegen 19 Uhr gefasst und damit zu-
gleich die Landesversammlung beendet
wurde. scc

Ende Mai fand eine Klausurtagung der
Bundesvorstandes der PDS statt.Wir be-
richteten in der letzten Ausgabe. Folgen-
de organisatorische Maßnahmen wurden
ergriffen: 

1. Der Parteivorstand beschloss die
Bildung einer Arbeitsgruppe zur inhalt-
lichen Vorbereitung des Bundesparteita-
ges in Cottbus unter Leitung von Gabi
Zimmer.

Die Arbeitsgruppe entwirft den Leit-
antrag des Parteivorstandes – Für einen
Politikwechsel in Ost und West. Für eine
Wende hin zu sozialer Gerechtigkeit.Ga-
bi Zimmer wird diesen Leitantrag auf
dem Parteitag begründen.

Der Leitantrag des Parteivorstandes:
Grundsätze und Ziele der PDS für die
Wahlen bis 2002 wird durch den Bun-
desgeschäftsführer Dietmar Bartsch
vorbereitet.

Der Parteivorstand schlug dem Par-
teivorsitzenden vor, in seiner Rede auf
dem Parteitag auf die 10-jährige Ge-
schichte der PDS und ihr erfolgreiches
Agieren in der Gesellschaft einzugehen.

Weiterhin wurden acht Regionalkon-
ferenzen der PDS vor dem Cottbuser
Parteitag beschlossen (zwei im Westen
und je eine in den östlichen Bundeslän-
dern).

4. Der Parteivorstand beschloss auf
seiner Klausur in Hessenwinkel Sofort-
maßnahmen zur Verbesserung der inner-
parteilichen Kommunikation: 

1. Mitglieder des Parteivorstandes be-
antworten via DISPUT öffentlich Briefe
an den Parteivorstand und seine Bun-
desgeschäftsstelle.

2.Einmal wöchentlich stehen Mitglie-
der des Parteivorstandes Parteimitglie-
dern und weiteren Interessierten als Ge-
sprächspartner/innen am Telefon zur
Verfügung. Die „Telefon-Fragestunden“
finden dienstags von 17.00 bis 19.00 Uhr
statt und werden über Anzeigen im ND,
in PID und Disput bekannt gemacht.

7.Im Juni 2000 ruft der Parteivorstand
die Mitglieder der PDS auf, ihre Vor-
schläge zu den Leitanträgen des Partei-
vorstandes an die 1. Tagung des 7. Par-
teitages zu unterbreiten.

9. Für regionale PDS-Publikationen
wird im Internet ein elektronisch abruf-
barer Pool mit Texten und Illustrationen
eingerichtet.

10. Der Parteivorstand bittet die Lan-
desvorstände Berlin, Brandenburg,
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen,
Sachsen-Anhalt und Thüringen, im Sep-
tember / Oktober 2000 Delegiertenbera-
tungen zur 1. Tagung des 7. Parteitages
durchzuführen, an denen Mitglieder des
Parteivorstandes teilnehmen. Die Bera-
tungen sollten den Charakter von Regio-
nalkonferenzen tragen, an denen auch
weitere Funktionsträger/innen der PDS
teilnehmen.

Der Parteivorstand richtet zwei der-
artige Beratungen für die westdeutschen
Landesverbände aus: „Nord“ für die
Landesverbände Bremen, Hamburg,
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen
und Schleswig-Holstein (in Niedersach-
sen); „Süd“ für die Landesverbände Ba-
den-Württemberg, Bayern, Hessen,
Rheinland-Pfalz und Saarland (in
Frankfurt/Main).

Am 18. Juni sprach Gregor Gysi in der
Kölner Antoniterkirchen. Vorausgegan-
gen war ein heftiger Streit, ob Gysi im
Rahmen der üblichen Stadtpredigten
überhaupt reden darf. Der örtliche Kir-
chenvorstand und Pfarrer Pick bestan-
den darauf. So wurde die „Predigt“ zum
„Vortrag“ über Politik und Moral. Die
Kirche war gefüllt, ca. 300 Personen und
die Medien berichteten ausführlich. In-
teressant an der Auseinandersetzung ist
die Stellungnahme von Pfarrer Pick was
eine Predigt ist bzw. sein sollte, ein The-
ma das die PDS durchaus berührt. Er er-
klärte:

„Der im Zusammenhang mit dem
Streit um die Einladung an Dr.Gysi auch
von Präses Kock immer wieder zitierte
Satz: „Wo Predigt drauf steht,muss auch
Predigt drin sein“ ist nicht nur plakativ,
sondern auch schlicht irreführend.

Dem stelle ich entgegen: Was eine Pre-
digt ist und ob eine Rede eine Predigt ist,
entscheidet sich am Inhalt und an der
Wirkung und nicht am Etikett.

Dabei gilt: Das Gelingen einer Predigt
lässt sich nicht institutionell absichern.
Es ist nicht automatische Folge der
kirchlichen Ordination. Ob eine Predigt
bei den Zuhörenden Glauben weckt, ist
– theologisch gesprochen – allein Wirken
des Heiligen Geistes. Und der weht be-
kanntlich, wo er will (Johannes 3,8).

Ich habe den Verdacht, das hinter der
mit Eifer betriebenen Ausgrenzung von
Dr.Gysi durch die Kirchenleitung im We-
sentlichen keine theologischen und kir-
chenrechtlichen Argumente stehen, son-
dern politische und kirchenpolitische
Bewertungen.“

Zusammenstellung: jöd
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Renten-Aktion der PDS am 13. Juni vor dem Kanzleramt in Berlin
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Am 4. Juni fand um 10.30 Uhr im Münchner
Herkulessaal eine Preisverleihung an Ernst
Nolte statt. Verleiher des Konrad-Adenauer-
Preises war die Deutschland-Stiftung, eine
Vereinigung am rechten Rand der CDU. Emp-
fänger Nolte ist Professor und u.a. Auslöser
des sogenannten Historikerstreits (Hitler
und die Nazis nur eine Reaktion auf Stalin
und den Bolschewismus). Während die
CDU-Vorsitzende Frau Merkel absagen ließ,
war die Bayerische Staatsregierung als
Schirmherr vertreten. Während über die
Preisverleihung auch die überregionale
Presse schrieb, war von den Protestaktio-
nen nichts zu hören. Wir übernehmen aus
den Münchner Lokalberichten.

Eine kleine Gruppe von Protestierenden
hatte sich zu einer angemeldeten Kund-
gebung im Hofgarten eingefunden – sie
bestand aus VertreterInnen der univer-
sitären Linken Liste, PDS, Jusos, Bünd-
nis90/Grüne und Friedensbündnis.

Trotz starken Regens wurde versucht,

möglichst vielen der ankommenden Teil-
nehmerInnen der Preisverleihung Infor-
mationsmaterial zu geben. Trotz starken
Regens und der bayerischen Landespoli-
zei, muß man wohl sagen. Die ließ sich
laut Aussage eines Beamten dazu herab,
das Unterstellen unter die Hofgartenga-
lerie „zu erlauben“ – ca. 100 Meter vom
Eingang zum Herkulessaals entfernt.

Ein Herr, der sich dieses Problems
wohl schon im Vorhinein bewußt gewesen
war, erschien im guten Anzug, mischte
sich unter die Gäste und verteilte Hand-
zettel mit der Aufschrift „Sind Sie in gu-
ter Gesellschaft?“, wofür er auch prompt
aus dem Eingangsbereich entfernt wur-
de. Mindestens eine Person konnte er al-
lerdings von der Teilnahme an der Preis-
verleihung abhalten („mein Platz bleibt
heute leer!“).

Als zu Veranstaltungsende einige Per-
sonen wiederkamen, um doch noch mehr
Gäste zu erreichen, wurden sie – entge-
gen einer Absprache mit der Polizeiein-

satzleitung – als unangemeldete Ver-
sammlung betrachtet. Obwohl sich von
vier Leuten zwei aus dem Hofgarten (!)
entfernten, wurden von allen die Perso-
nalien aufgenommen. Der Grund wurde
zunächst nicht genannt („der Kollege
hat’s gesagt“). Ferner ließ man die Be-
troffenen wissen, es sei ihnen untersagt,
mit Passanten zu sprechen, selbst wenn
sie angesprochen würden.

Es ist schon ein Ding, daß das Land
Bayern Prachtsäle für die Ehrung von
Geschichtsrevisionisten zur Verfügung
stellt. Das läßt sich wohl als die materi-
elle Form des Projekts, revanchistische
Nationalgesinnung über die Intellektuel-
le „salonfähig“ zu machen, betrachten.

Daß die honorigen Herren, die diese
Rolle übernommen haben, im entschei-
denden Augenblick aber doch wieder un-
ter sich bleiben können, ist von der Lan-
despolizei mit unnötiger Vorschriften-
meierei gewährleistet worden.

(J.G., MLB)

Konservatismus am rechten Rand

Zur Nolte-Ehrung im Münchner Herkulessaal 

Nolte-Grußwort der Stadt – 
Bündnis-Grüne fragen nach 
Die Verleihung des Adenauer-Preises
der Deutschland-Stiftung an Ernst Nol-
te – genauer gesagt, die Tatsache, dass
die Stadt München die Preisverleihung
mit einem offiziellen Grußwort aufge-
wertet hat – hat jetzt ein Nachspiel im
Stadtrat. Die Grüne Stadtratsfraktion
stellt dazu folgende Anfrage:

Anläßlich der Verleihung des Aden-
auer-Preises an Ernst Nolte wurden von
seiten der Landeshauptstadt München
ein Grußwort gehalten. Ernst Nolte hat
sich vor allem als Geschichtsrevionist
einen Namen gemacht, der seit mehr als
15 Jahren versucht, die Verbrechen des
Nationalsozialismus zu relativieren. Es
ist uns unverständlich, wie von offiziel-
ler Seite der Stadtspitze für eine solche
Veranstaltung ein Grußwort gehalten
werden kann. Spätestens nach dieser
Preisverleihung hat die Verleihung des
Adenauer-Preises durch die Deutsch-
land-Stiftung als eine Veranstaltung
dargestellt, die von seiten der Stadt
nicht mehr durch Grußworte aufgewer-
tet werden sollte.

Wir fragen: Ist der Oberbürgermei-
ster mit uns der Ansicht, daß die Stadt
München ab sofort keinerlei Grußworte
mehr bei der Verleihung des Adenauer-
Preises an die Deutschland-Stiftung
halten sollte?

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen – rosa
liste, Initiative: Jutta Koller, Siegfried
Benker

Linke Liste an der Universität München

Offener Brief an Prof. Horst Möller

Sehr geehrter Herr Professor Möller,
mit Erstaunen haben wir erfahren, dass
Sie anlässlich der Verleihung des Kon-
rad-Adenauer-Preises der Deutsch-
land-Stiftung in der Münchner Resi-
denz an Ernst Nolte die Laudatio hal-
ten werden.

Nur kurz nachdem die Süddeutsche
Zeitung die bevorstehende Preisverlei-
hung vermeldete und in scharfer Form
kritisierte, distanzierte sich sogar die
CDU-Vorsitzende Angela Merkel von
der Ehrung des Geschichtsfälschers.Wir
appellieren an Sie, es ebenso zu tun.

Die Deutschland-Stiftung, geprägt
durch das Gedankengut des notorischen
Nationalsozialisten Kurt Ziesel, ver-
sucht seit langem, NS-Verharmlosung
wieder salonfähig zu machen.Indem Sie
als Leiter des Instituts für Zeitge-
schichte die Lobrede auf Nolte halten,
machen Sie sich zum Steigbügelhalter
revisionistischer Geschichtsinterpreta-
tion und belasten dadurch nicht nur das
Institut für Zeitgeschichte, sondern
auch die gesamte Geschichtswissen-
schaft in Deutschland. Dass das von
Ernst Nolte vertretene Geschichtsbild
die Gegenwartsverhältnisse diskredi-
tieren soll, wird klar, wenn sich Nolte
positiv auf die deutsche Vergangenheit
bezieht: „Wenn Vermehrung der solda-
tischsten Naturen im Volk ein legitimes
oberstes Ziel ist, dann muß man zuge-
ben, dass die SS mit ihrer positiven Be-

völkerungspolitik den einzigen ernst-
haften Versuch darstellte, eine Entwick-
lung zu verhindern, die heute über-
mächtig erscheint.“ (1)

Bevor die Stiftung den Konrad-
Adenauer-Preis an Ernst Nolte verlieh,
kam auch Armin Mohler in den Genuss
dieser Ehrung. Eben jener Mohler sagt
von sich „Ich bin Faschist.“ (2) Wir hof-
fen, Sie werden vermeiden, sich in eine
derartig unheilvolle Tradition zu stellen.

Wir hoffen, Sie haben Verständnis
dafür, dass wir uns weitere öffentlich-
keitswirksame Schritte vorbehalten.
Mit freundlichen Grüßen
Linke Liste an der Uni München, Bünd-
nis 90/ Die Grünen Stadtverband Mün-
chen, AStA der Geschwister-Scholl-
Universität München, Fachschaftskon-
ferenz der Uni München, Lydia Dietrich
(Stadtverbandsvorsitzende der SPD
München), Adelheit Rupp (Vorsitzende
des SPD-Kreisverband Giesing-Harla-
ching-Sendling), Siegfried Benker (Vor-
sitzender der Stadtratsfraktion Bünd-
nis 90/ Die Grünen und Rosa Liste), Tas-
sia Fouki-Friedl (Stadträtin ders. Frak-
tion), Judith Schmalzl (Stadträtin ders.
Fraktion), Markus Viellvoye, Sprecher
des Landesarbeitskreises Frieden
(Bündnis 90/ Die Grünen), PDS Mün-
chen BO-Mitte, R.A.B.E., Jusos Mün-
chen Stadt, Jusos München Land.

(1) Ernst Nolte,Streitpunkte.Heutige und künf-
tige Kontroversen um den Nationalsozialismus,
Berlin 1994, S.368 f
(2) http://www.lrz-muenchen.de/~mchatwin/
bio/m.html#mohler
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Linke Sommerschule
2000

27. bis 30. Juli in Sondershausen
(Thüringen)

Kurs Wirtschaft 
Stand der Vorbereitungen
In den letzten beiden Kursen beschäf-
tigten wir uns vor allem mit der Fi-
nanzierung der öffentlichen Hand
durch die Steuer. Das Recht des Staa-
tes, die Steuer einzuheben, wird in den
Steuerrechtfertigungslehren vor allem
aus dessen Aufgabe abgeleitet, die öf-
fentliche Ordnung und Sicherheit, d.h.
die öffentliche Gewalt, zu gewährlei-
sten. In dem jetzigen Kurs wollen wir
uns mit der Frage beschäftigen, wie
Bund, Länder und vor allem die Ge-
meinden die Bereitstellung öffentli-
cher Güter begründen und finanzieren.
Wir haben es hier in aller Regel mit
Mischformen der Finanzierung zu tun,

die von der kostenfreien Nutzung der
Straße durch Fußgänger bis zum erlö-
strächtigen Energiegeschäft reichen.
Unübersichtliche Quersubventionen von
Überschuss- und Defizitbereichen sind
häufig. Die Unübersichtlichkeit dieser
Verhältnisse bildet den Hintergrund, vor
dem die Privatisierung abläuft. Der Kurs
steht in dem politischen praktischen Zu-
sammenhang der Auseinandersetzung
mit der Privatisierung, dem Abbau öf-
fentlicher Güter und der Rationalisie-
rung der öffentlichen Dienste. Der Kurs
beginnt am Donnerstag Mittag und en-
det Samstag Abends, Sonntag Vormittag
Vorbesprechung weiterer Arbeitsvorha-
ben bzw. der Winterschule 2000/2001.

Der Kurs wird thematisch in die fol-
genden Blöcke unterteilt.
Block 1. Verbindung von ökonomischer
Theorie und Verfassungslehre. 
Schwerpunkt bildet die Einführung in /
Auseinandersetzung mit Rawls, Suhr-
kamp Taschenbuch 271, John Rawls „Ei-
ne Theorie der Gerechtigkeit“, ein Text,
der in der Theoriediskussion der PDS
stark wirkt. Es werden Textauszüge von
Rawls (s.o.) sowie von Vertretern des Uti-
litarismus (Bentham, Mill), sowie von
Vertretern der „subjektivistischen“ Leh-
re von der Wert/Preisbildung (Jevons und
Pareto) geliefert.
Block 2. Die Theorie der öffentlichen Güter
und die gegenwärtige Privatisierungswelle.
Material: Textauszüge R.A. Musgrave,
„Die öffentlichen Finanzen in Theorie
und Praxis“,1.Band,UTB (der Text stand
im Winter schon mal zur Debatte), sowie
ausgesprochene Rechtfertigungsschrif-
ten der gegenwärtigen Privatisierungs-
welle (Textsuche noch nicht abgeschlos-
sen).
Block 3: Wirtschaftstätigkeiten der Kommu-
ne, Angebot öffentlicher Güter und (Teil)-Fi-
nanzierung durch den Markt 
Aktuelle Beispiele aus der Energie-,Was-
ser-,Verkehrspolitik

Da es besonders zu den Blöcken 2 und

Ernst Nolte 
Historiker,
Emeritus 
(FU Berlin)
1952 Disserta-
tion an der Phi-
losophischen
Fakultät der
Universität
Freiburg mit
dem Thema
„Selbstentfremdung und Dialektik im
deutschen Idealismus und bei Marx“.

Ernst Nolte hatte sich als Totalita-
rismusforscher einen hervorragenden
wissenschaftlichen Ruf erworben,bis er
die Publikationen „revisionistischer“,
d.h. holocaustleugnender Geschichts-
schreiber als lediglich „abweichende
Meinung“ klassifizierte. 1986 löst Nol-
te mit dem Artikel „Vergangenheit, die
nicht vergehen will“, der in der Frank-
furter Allgemeinen Zeitung erscheint,
eine öffentliche Kontroverse aus, den
Historikerstreit. Nolte beklagt in dem
Artikel, es sei etwas „ganz Exzeptio-
nelles“, wenn – anders als beim „nor-
malen Vergehen der Vergangenheit“ –
die nationalsozialistische „immer noch
lebendiger und kraftvoller zu werden“
scheine. Zum Judenmord durch das na-
tionalsozialistische Regime stellt Nolte
die Frage, ob Hitler etwa eine „asiati-
sche Tat“ vollbrachte, vielleicht nur
deshalb weil er sich als „potentielles
oder faktisches Opfer“ einer „asiati-
schen Tat“ betrachtete. Noltes Thesen
werden von anderen Historikern und
Sozialwissenschaftlern, darunter Jür-
gen Habermas, als Versuch der Reinwa-
schung des Nationalsozialismus gewer-
tet.

Inzwischen beruft sich eine Reihe
von jungen „revisionistischen“ Histori-
kern auf Nolte.Uwe Backes,Klaus Hor-
nung,Eckhardt Jesse,Karl-Heinz Weiß-
mann und Zitelmann setzten die Histo-
risierungsdebatte mit dem Ziel fort,von
der „Rehabilitierung des National-
Konservatismus“ zur Formierung der
„Neuen Rechten“ zu kommen. Nolte
selbst scheut in den darauffolgenden
Jahren nicht die Nähe von Holocaust-
Leugnern und rechtsextremen Organi-
sationen. Dem Publikationsorgan
„Journal of Historical Review“ des In-
stitute for Historical Review (IHR) steht
er in Ausgabe 1/1994 Ian B. Warren als
Gesprächspartner zur Verfügung. Hier
befindet er sich in der Gesellschaft der
führenden Holocaust-Leugner, darun-
ter mehrere einschlägig vorbestrafte
deutsche „Revisionisten“ wie der Jurist
Wilhelm Stäglich und der Politologe
Udo Walendy, beide Mitglieder im be-
ratenden Ausschuss des „Journal of Hi-
storical Review“. 1994 führte er in ei-
nem „Spiegel“-Interview aus, er finde
die Arbeit des Holocaust-Leugners
Fred Leuchter „wichtig“. Im November

1996 nimmt Ernst Nolte am Festkom-
mers des Ausschusses für burschen-
schaftliche Arbeit „1000 Jahre Ostarri-
chi – Österreichs Beitrag zur deutschen
Geschichte und Gegenwart“ in Wien
teil.1996 richtet er Grußworte an die
Hauptversammlung des rechtsextre-
men „Schulvereins zur Förderung der
Rußlanddeutschen in Ostpreußen e.V.“
Für allerhand Aufsehen sorgte Nolte
auch mit seiner öffentlichen Sympa-
thieerklärung für die italienischen
Neo- bzw. Postfaschisten. In der Ausga-
be vom 25. Mai 2000 des Theorieorgans
Zur Zeit der extremen Rechten in
Österreich schreibt Nolte unter dem Ti-
tel „Zähmung der Bestie Mensch“ über
die Kontroverse, die Sloterdijks El-
mauer Rede „Regeln für den Men-
schenpark“ 1999 auslöste. Auch für die
Junge Freiheit hat er in der Vergangen-
heit schon zur Feder gegriffen. Als eine
„Apologie des Antisemitismus“ be-
schreibt Micha Brumlik in einem Arti-
kel in der Neuen Zürcher Zeitung am
20. März 2000 Noltes jüngstes Buch
„Historische Existenz“.

Nolte beging allerdings bereits 1985
eine eklatante Entgleisung, als er in
dem in London erschienenen Sammel-
band „Aspects of the Third Reich“, her-
ausgegeben von W.Koch,eine „Jüdische
Kriegserklärung“ behauptete. Es han-
delt sich hierbei um eine Legende, wie
sie sonst nur im einschlägigen Propa-
gandagut rechtsradikaler Kreise anzu-
treffen ist.

Im Mai 2000 wird bekannt,dass Nol-
te von der „Deutschland-Stiftung e.V.“
für den mit 10.000 DM dotierten „Kon-
rad-Adenauer-Preis“ nominiert wurde.
Personell wie auch ideologisch ist die
„Deutschland-Stiftung“ seit ihrer
Gründung 1966 dem äußersten rechten
Flügel der CDU zuzurechnen. Mitgrün-
der, langjähriger Geschäftsführer und
geistiger Mentor der Stiftung ist Kurt
Ziesel, der laut einem Urteil des Land-
gerichts München als „notorischer Na-
tionalsozialist“ bezeichnet werden
darf. Die Laudadatio zur Preisverlei-
hung wird der Direktor des bislang re-
nommierten Münchner Instituts für
Zeitgeschichte, Horst Möller, halten.
Die CDU-Parteivorsitzende Angela
Merkel hingegen hat sich öffentlich von
der Preisverleihung an den umstritte-
nen Historiker distanziert. In einem of-
fenen Brief des Historikers Heinrich
August Winkler, der dem Institut für
Zeitgeschichte als Mitglied des wissen-
schaftlichen Beirats verbunden ist, ap-
pelliert dieser an Möller, von der Lau-
datio für Nolte Abstand zu nehmen.
Quellen: Lasek; Assheuer; bnr; Martin Broszat:
Wo sich die Geister scheiden., in: Historiker-
streit; MC; Willms; Reinecke. Weiterführende
Literatur: Dan Diner (Hrsg.): Ist der National-
sozialismus Geschichte? Zu Historisierung und
Historikerstreit. Fischer. Frankfurt, 1987.
http://www.lrz-muenchen.de/~mchatwin/bio/
m.html#mohler
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3 nicht einfach ist, sehr kompaktes Ma-
terial zu finden, sind wahrscheinlich vie-
le Kopien zu machen. Schon deswegen:
Anmeldung nicht vergessen!
i.A. des Vorbereitungskreises
Martin Fochler 

Kurs Geschichte

Die Kulturrevolution in China
Die Kulturrevolution in China gilt heute
als Ereignis, das, sofern überhaupt au-
ßerhalb Chinas noch der Rede wert, als
große Katastrophe, furchtbares Verbre-
chen abgehakt werden kann. Auch in
China wurden die Ereignisse um die Kul-
turrevolution lange und bis heute als
„zehn finstere Jahre“, teilweise sogar als
faschistische Diktatur etikettiert.

Tatsache ist, dass sie damals, in den
Jahren 1966 und folgende, einen außer-
ordentlichen Widerhall unter den revolu-
tionär gesinnten Menschen in der westli-
chen Welt fanden – und damals befanden
sich viele Menschen, in den Metropolen
insbesondere Teile der Jugend,in einer re-
volutionären Aufbruchstimmung. Ganz
anders war das in der DDR und anderen
realsozialistischen Staaten in Osteuropa:
Über die Vorgänge in China wurde kaum
berichtet,die Abrechnung fiel scharf aus.

Mehr als 30 Jahre danach, nachdem
lange klar ist, dass keine der beiden
großen Strömungen des Sozialismus, die
realsozialistische und die kulturrevolu-
tionäre, zum Ziel führte, ist es vielleicht
leichter möglich, vor dem Hintergrund
verschiedenartiger Erfahrungen und
Traditionslinien die objektiven Entwick-
lungen zu untersuchen, die den Ereignis-
sen in China zugrunde lagen. Fragestel-
lungen, die auch in anderen Ländern, in
den realsozialistischen wie in den kapi-
talistischen, eine Rolle spielten und die
die Menschheit womöglich noch Jahr-
hunderte beschäftigen werden, wie z.B.
• das Verhältnis von Stadt und Land,
• die Industrialisierung auf Kosten der
Landwirtschaft,
• die Trennung von Hand und Kopfarbeit.

Wir wollen das Thema in Form von
sechs Blöcken erarbei-
ten, wobei in der
Schlussrunde der
DDR-Diplomat Prof.
Peters über seine Sicht
und Erlebnisse über die
Kulturrevolution spre-
chen wird. Die weiteren
Arbeitsgebiete:
– Die Vorgeschichte: Die
Gründung der VR Chi-
na, die Polemik der Ge-
nerallinie und der
„Große Sprung“.
– Die wirtschaftlichen
und sozialen Verhält-
nisse in China.
– Die Politik der KP
Chinas und die Ausein-
andersetzung „um die
richtige Linie“.
–  Von der Januarrevolu-

tion bis zur Augustniederlage 1967. Der
Zeitraum 1968 bis 19969 und die Opfer
der Kulturrevolution.
- Der Sturz von Lin Biao und die Nach-
geschichte.
Jörg Detjen

Kurs Philosophie

Kritische Auseinandersetzung mit Theorien
der Gerechtigkeit
„Niemals empört etwas mehr, als Unge-
rechtigkeit; alle anderen Übel, die wir
ausstehen, sind nichts dagegen“, schrieb
Kant. Sowohl in der jüdischen und – ab-
geschwächt – christlichen Religion wie in
der Philosophie spielt der Begriff der Ge-
rechtigkeit eine große Rolle – hier knüp-
fen sich die Hoffnungen an die Gerech-
tigkeit Gottes, dort wird unter Berufung
auf Gerechtigkeit versucht, Allgemein-
gültigkeit beanspruchende Normen des
gesellschaftlichen Zusammenlebens zu
begründen.

In den heutigen politischen Auseinan-
dersetzungen operieren die verschieden-
sten Parteien von der CSU bis zur PDS
mit dem Begriff der „Gerechtigkeit“, um
jeweils ihre unterschiedlichen und sogar
entgegengesetzten politischen Ziele zu
legitimieren. Gerechtigkeit ist populär,
aber was verbindet sich damit? Welches
Ziel, welcher Anspruch, welches Han-
deln,welches Subjekt,welches Verhältnis
zwischen den Subjekten?

Wir wollen uns mit verschiedenen Tex-
ten (Auszügen) zum Thema Gerechtigkeit
aus dem jüdisch-christlichen Zusam-
menhang (Altes Testament, Moses Mai-
monides, ev. Katholische Soziallehre),
aus dem Bereich der klassischen griechi-
schen Philosophie (Aristoteles, Nikoma-
chische Ethik, Platon, Politeia), aus dem
deutschen Idealismus (Kant, Text wird
noch gesucht) bis hin zu modernen Theo-
rien (John Rawls, Eine Theorie der Ge-
rechtigkeit; Derrida, Der ,mystische
Grund’ der Autorität) auseinanderset-
zen.

Wir wollen dabei den Kontext heraus-
arbeiten, in dem jeweils von Gerechtig-

keit die Rede ist. Was wird gedanklich je
konkret mit „Gerechtigkeit“ verbunden?
Eine Illusion, dass dies glasklar sei!
Zweitens wollen wir uns in der kritischen
Auseinandersetzung mit den Texten mit
Gerechtigkeitsvorstellungen der Linken
befassen. Ist die Zuspitzung der Emanzi-
pationsbestrebungen auf Gerechtigkeit –
statt auf Befreiung – möglich, angemes-
sen, richtig?

Wie immer lesen wir die Texte, die fo-
tokopiert vorliegen werden, gemeinsam
und erörtern sie.
Christiane Schneider

Wann?

Donnerstag, 27. Juli, Beginn der Kurse
14.00 Uhr, bis maximal Sonntag, 30. Juli,
mittags

Wo?

Jugendwohnheim Juventas, Güntherstr.
26-27, 99706 Sondershausen, Telefon:
0 36 32 / 78 22 59.

Unterbringung in Einzelzimmern,
Zweibettzimmern und Zimmern mit ge-
meinschaftlichen Sanitäranlagen (Bele-
gung mit 2 Personen) mit gestaffelten
Preisen (einschließlich Vollverpflegung
und Getränken): 220 DM,190 DM,137,50
DM.

Bestellung des Faltblatts und Anmeldung

(möglichst bald und verbindlich) bei:
Christiane Schneider,
c/o GNN-Verlag, Neuer Kamp 25, 20359
Hamburg
Tel. (0 40) 43 18 88 20, Fax (0 40) 43 18 88
E-mail: gnn-hhsh@otelo-online.de

Mitgliederversammlung ARGE

An einem Abend zwischen dem 27. und
29. findet die Mitgliederversammlung
der ArGe statt. Tagesordnung:
1. Tätigkeitsbericht
2. Weitere Arbeit der ArGe, Schule
3. Wahl des/der Delegierten zum Partei-
tag
4. Programmdiskussion der PDS: Zivili-

sierung der Außenpolitik
– ein realistisches politi-
sches Ziel? Oder ist Wi-
derstand gegen die Milita-
risierung zum Scheitern
verurteilt?

Wir haben zu diesem
Tagesordnungspunkt ein
Mitglied der Programm-
kommission eingeladen;
da wir noch keine Antwort
haben, steht auch der ge-
naue Termin noch nicht
fest. Deshalb erfolgt die
offizielle Einladung zur
Mitgliederversammlung
über das Faltblatt (Bestel-
lung s.o.) und in der näch-
sten Ausgabe der Politi-
schen Berichte.

Christiane Schneider

Sondershausen

Eisenbahnverbindungen nach Son-
dershausen: 
von Süden über Frankfurt und Erfurt
von Norden über Göttingen
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T
ER 23./24. Juni, Münster, Halle Münsterland: 15. Ordentliche Bun-

desdelegiertenkonferenz von Bündnis 90 / Die Grünen.Auf der
Tagesordnung stehen neben Neuwahl des Bundesvorstandes,
Wahl des Parteirates, Haushalt und Atomausstieg zahlreiche
weitere Themen.

24. Juni: Berlin: CDU-Kongress: Der faire Sozialstaat – für ei-
ne neue Zeit.
1. Vorträge zu: „Chancen für alle.Arbeit für alle.Wohlstand für
alle.“ Überlegungen der Kommission „Sozialstaat 21 – Arbeit
für alle“. Christian Wulff MdL, stellv. Vorsitzender der CDU
Deutschlands. „Wirtschaft ohne Grenzen – Die Stunde der Po-
litik“. Dr. h.c. Lothar Späth,Vorstandsvorsitzender der Jenop-
tik AG. „Der faire Sozialstaat – Eine neue Politik für eine neue
Zeit“. Dr. Angela Merkel MdB,Vorsitzende der CDU Deutsch-
lands
2. Kolloquium: „Der faire Sozialstaat – Eine neue Politik für
eine neue Zeit“. Themen: „Für einen fairen Generationenver-
trag – Altersvorsorge im 21. Jahrhundert“. „Fairness im Ge-
sundheitswesen – Für leistungsfähige Strukturen“. „Faire
Chance für alle – Mehr Beschäftigung durch eine neue Balan-
ce zwischen Schutz und Chance“.

25.Juni,Genf: Demonstration der sozialen Bewegungen, Nicht-
Regierungsorganisationen und Gewerkschaften anlässlich des
UN-Sozialgipfels (Nachfolgegipfel von Kopenhagen). Sechs
Monate nach Seattle, drei Monate nach Washington geht der
Kampf gegen WTO und weltweite Deregulierung weiter.

7. bis 9. Juli: IKX – Interkonexiones: Radio-Kongress Europa –
Südamerika. Weitere Informationen: Radio Flora, Internatio-
nale Redaktion, Zur Bettfedernfabrik 1, 30451 Hannover, fon:
0511 – 219 79 – 0, fax: 0511 – 219 79 – 19 

20. Juli, Berlin: (öffentliches) Gelöbnis der Bundeswehr im
Bendlerblock (Zutritt aber nur mit persönlicher Einladung!)
und Protestaktion vor der Tür, Bendlerblock, Stauffenbergstr.
Kontakt: Kampagne gegen Wehrpflicht, Zwangsdienste und
Militär, Kopenhagener Str. 71, 10437 Berlin, Tel.: 030/440130-
0, Fax: 030/44013029
E-Mail: info@kampagne.de
Internet: http://www.kampagne.de

27. bis 30. Juli: Linke Sommerschule. Näheres zu Ort und The-
men unter Diskussion und Dokumentation.

1.September, bundesweit: Antikriegstag

1. September, Aachen: Verleihung des Aachener Friedensprei-
ses 2000 an: Preis International „Recobstruindo a Esperanca“
[Rekonstruktion der Hoffnung], Mosambik (Lokale NGO zur
Betreung von ehem. Kindersoldaten, siehe: http://
www.apc.de/aachener-friedenspreis/ Kindersoldaten.htm;
Preis National: „Aktion Noteingang“, Initiative von Jugendli-
chen gegen Fremdenfeindlichkeit in Ostdeutschland, siehe
http://www.apc.de/aachener-friedenspreis/noteingang.htm
Kontakt: Aachener Friedenspreis, Gerhard Diefenbach, Kalk-
bergstr. 194, 52080 Aachen, Tel.: 02405/14360, Fax:
02405/419075. E-Mail: diefenb@pfa.research.philips.com
Internet: http://www.apc./aachener-friedenspreis/ welcome.
htm

5.-7. September: Seminar der Bundesakademie für Sicher-
heitspolitik zum Thema: Deutschland und „seine neuen Min-
derheiten“ im Licht innen- und außenpolitischer Veränderun-
gen. Ort: Bonn

16. September: Politische Ökonomie heute, 3. Kurstag. Beginn
10.30 Uhr DGB-Jugendbildungsstätte Fulda,Magdeburger Str.
69 (s. PB 6, S. 18f.)

14./15. Oktober, Cottbus: 7. Parteitag der PDS, 1.Tagung. (Die
Delegiertenwahlen für den 7. Parteitag der PDS beginnen mit

der Einberufung der 1. Tagung und sind bis zum 17. Septem-
ber 2000 abzuschließen. Der Antragsschluss für die 1. Tagung
des 7. Parteitages ist am Freitag, den 1. September 2000, 17.00
Uhr. Leitanträge und andere Anträge von grundsätzlicher Be-
deutung sind spätestens bis Freitag,den 18.August 2000,zu pu-
blizieren.
Vorläufige Tagesordnungspunkte u.a.: Generaldebatte zur Re-
de des Vorsitzenden der PDS und zu den Leitanträgen des Par-
teivorstandes: „Für einen Politikwechsel in Ost und West. Für
eine Wende hin zur sozialen Gerechtigkeit“ und: „Grundsätze
und Ziele der PDS für die Wahlen bis 2002“; Beschlussfassung.
Wahlen Parteivorstand.

14. Oktober: Mobilisierungen anlässlich des EU-Gipfels in Bi-
arrits; Abschlussdemonstration des Frauenmarsches 2000 in
Brüssel

7. November: US-Präsidentenwahlen, Neuwahl des Repräsen-
tantenhauses und ein Drittel des Senats sowie zahlreicher Gou-
verneure

25. November: Politische Ökonomie heute, 4. Kurstag. Beginn
10.30 Uhr, DGB-Jugendbildungsstätte Fulda, Magdeburger
Str. 69 (s. PB 6, S. 18f.)

1.Dezember: EU-Gipfel in Frankreich, voraussichtliche Punk-
te: Abschluss der Regierungskonferenz 2000, Feierliche Verab-
schiedung einer Europäischen Charta der Grundrechte, Förm-
licher Beschluss der Integration der WEU in die EU

2.-3. Dezember: Paris: Europäische Versammlung der Er-
werbslosen und ungeschützt Beschäftigten (Evt. anschließend:
gemeinsame Initiative mit den UnterstützterInnen des Aufrufs
Bourdieu, der französischen Liga für Menschenrechte u.a. zu
den sozialen Grundrechten. Großes Rockkonzert)
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Letzte Woche habe ich
aus eurem Info erfah-
ren, dass Nuh Was-
hington tot ist. Ich war
entsetzt und traurig,
und bin es immer
noch. Vor Jahren habe
ich einen Text von

Nuh übersetzt, den ich nie vergessen ha-
be. Es ist ein Bericht zu seiner politischen
Geschichte und seinem Leben als Ge-
fangener, knapp und konzentriert. Beim
Übersetzen damals hatte ich ein Gefühl,
wie ihn kennenzulernen. Vieles in sei-
nen Worten und Empfindungen war mir
vertraut und manchmal wie eine Ant-
wort auf meine eigenen Gedanken.

Mit den Gefangenen in den USA hat
uns immer viel verbunden. In den Jah-
ren im Knast haben wir uns geschrie-
ben, Freundschaften haben sich ent-
wickelt. Nach unseren Möglichkeiten
haben wir auch zusammen gehandelt
und uns gegenseitig unterstützt, im
Hungerstreik 89 und im langen Kampf
um Mumias Leben und die Freiheit von
allen. Nuh war immer dabei, solidarisch,
dem Leben zugewandt.

Ich schicke euch hier den Text, druckt
ihn bitte ab und kürzt nichts. Lest, was
Nuh sagt. Für mich ist dieser Text wie
ein Freund; er hat mir damals, in einer
trüben Zeit für uns, wieder gezeigt, was
wirklich zählt im Leben.

Brigitte Mohnhaupt

New Afrikan Prisoner of War –
Albert „Nuh“ Washington spricht 
Mein Name ist Albert Washington. Ich wer-
de Nuh (Noah) genannt und bin einer der
am längsten in Haft gehaltenen politischen
Gefangenen im Land. 

Als Mitglied der Black Panther Party
während der 60er Jahre habe ich daran mit-
gearbeitet, das politische Bewusstsein afri-
kanisch-amerikanischer Menschen aufzu-
wecken und sie Methoden der Selbstvertei-
digung zu lehren. Durch die Cointelpro-
Operationen der Regierung gegen uns wur-
den viele Panthers getötet oder mit falschen
Anklagen in den Knast gebracht und eine
Situation geschaffen, die zu Spaltungen in
der BPP führte. Das zwang viele von uns,

in den Untergrund zu gehen, um zu über-
leben und gleichzeitig unsere Arbeit wei-
termachen zu können. In der Illegalität
wurden wir die Black Liberation Army
(BLA) und verstärkten unsere Anstrengun-
gen, dem Angriff der Polizei auf unsere
Community ein Ende zu setzen. 

Bei der Verteidigung der Community in
San Francisco wurde ich angeschossen und
zusammen mit Jalil Abdul Muntaquin
(Sklavenname Anthony Bottom) verhaftet.
Später wurde ich beschuldigt, mit Jalil und
dem BLA-Mitglied Herman Bell zwei New
Yorker Cops erschossen zu haben. Zusam-
men wurden wir bekannt als die „New York

3“. In einem zweiten Prozess
(im ersten Anlauf des Staats
hatte sich die Jury geweigert,
uns zu verurteilen) wurden
wir schuldig gesprochen und
zu lebenslangem Knast ver-
urteilt. 

Vor kurzem wurde ich nach
Wende verlegt, einem Knast
in Alden, Staat New York –
mehr als 400 Meilen von New
York entfernt; eine Maßnah-
me, um mich von meiner Fa-
milie, Freunden und Gefan-
genen zu isolieren, mit denen
ich enge und vertrauensvol-
le Beziehungen aufgebaut
habe. Es wurde angeordnet,
mich in eine Einheit mit 42
anderen Gefangenen zu
bringen. Sie wird das „Whi-
te House“ genannt, weil fast
alle Kaukasier sind. Dieser
Ort hat einen dreifachen
Zaun, Sensoren und Kame-
ras, die uns 24 Stunden am
Tag überwachen. Jede Bewe-
gung wird kontrolliert, mei-
ne mehr als die von anderen.
Die meiste Zeit werde ich in
der Zelle gehalten, wo ich
zweieinhalb Schritte in jede
Richtung gehen kann. Auf
dem Korridor ist permanent
das Licht an, so dass meine
Zelle niemals dunkel ist. 

Wende ist der einzige vom

Weitere Themen in dieser Ausgabe:

Rainer Dittrich: Hungerstreik
erfolgreich beendet (S. 16)

Dringende Aktionen zur Ret-
tung des Lebens von Shaka
Sankofa – STOPPT die
Hinrichtung am 22. Juni
(S. 2ff.)

Hungerstreik palästinensi-
scher Gefangener  (S. 15)

Das Info berichtet
über politische
Gefangene in der
BRD und anderen
Ländern; über Re-
pression und Wi-
derstand dagegen
in verschiedenen
politischen Berei-
chen.
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